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I. Einleitung

Medien, wie fernsehen, radio, internet, aber auch Zeitschriften und 
Bücher, prägen und gestalten unsere Alltagswelt. Auf unterschiedli-
che Art und Weise vermitteln sie informationen und Meinungen, üben 
Kritik und sind gleichsam eine Plattform für Bürger, Politiker und an-
dere Akteure. Aufgrund dieser weitreichenden Einflussnahme auf die 
strukturen und Prozesse der modernen Gesellschaft werden die Me-
dien gemeinhin auch als “Vierte Gewalt“ 1 oder als “watchdog“ über 
die drei herrschenden Gewalten in einer Demokratie bezeichnet.2 
Durch die technologische entwicklung ist die Distribution medialer 
inhalte mittlerweile nicht mehr alleine auf einen bestimmten raum 
begrenzt, sondern erfolgt grenzüberschreitend. Die Möglichkeit der 
Verbreitung von inhalten über Landesgrenzen hinaus führte gleich-
sam zu einer Ausweitung des Marktes für eine Vielzahl von Medi-
en. Das Medium, welches von Beginn an diese entwicklung prägte, 
war der rundfunk. Als es dank satelliten- und Kabeltechnologie in 
den frühen 1980er-Jahren möglich wurde, grenzüberschreitend sen-
dungen anzubieten, bot dies auch privaten Anbietern neue Anreize 
im rundfunkmarkt zu partizipieren. Gleichzeitig mit dem technologi-
schen fortschritt wandelten sich auch die Bedingungen des rund-
funkmarkts. in immer mehr Ländern wurde das rundfunkmonopol 
der öffentlich-rechtlichen Anstalten abgeschafft und durch ein duales 
rundfunksystem ersetzt. Dies bedeutete, dass nebst öffentlich-recht-
lichen sendern auch private unternehmen am rundfunkmarkt Anteil 
haben durften.
Die beschriebenen entwicklungen führten dazu, dass sich auch 
die damalige europäische Wirtschaftsgemeinschaft (eWG) dem 
1 Gerd strohmeier (2004): Politik und Massenmedien. eine einführung, nomos 
Verlagsgesellschaft, Baden-Baden, s. 69.
2 so bezeichnete bspw. der schweizer Presserat in seinem Bericht zur Beschwerde 
der Bank sarasin gegen die Berichterstattung der Weltwoche im fall hildebrand, die 
Medien als „Wachhunde der Demokratie“. siehe: schweizer Presserat, nr. 24/2012, 
erwägung 3. urL: http://presserat.ch/_24_2012.htm (Aufruf: 28.06.2012).
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beschriebenen thema annahm und somit die Medienpolitik der 
europäischen union (eu) begründete. Denn durch das grenzüber-
schreitende Angebot von Mediendienstleistungen und der dadurch 
entstehenden Wettbewerbssituation zwischen öffentlich-rechtlichen 
und privaten Anbietern wurde der rundfunk teil des angestrebten 
Binnenmarkts, den es zu regulieren galt. Die Verbreitung des rund-
funks über die Landesgrenzen hinaus wurde aber nicht nur als Anlass 
zur regulierung wahrgenommen, sondern ebenfalls als chance um 
die europäische integration in ihrer umsetzung zu unterstützen. Der 
integrationsgedanke war in der folge aber nur beschränkt in den er-
lassenen richtlinien und Verträgen der eWG und später der europä-
ischen Gemeinschaft (eG) und eu präsent. Vielmehr lag der fokus 
auf der marktwirtschaftlichen einbindung der Medien in den gemein-
samen Binnenmarkt. Diese vorwiegend marktwirtschaftlich geprägte 
Medienpolitik wurde von den Mitgliedstaaten skeptisch bewertet, da 
man eine Beschneidung der eigenen kulturellen Kompetenzen und 
eine Einflussnahme auf der inhaltlichen Ebene der Medien befürchte-
te. es eröffnete sich folglich ein spannungsfeld zwischen der seitens 
der union angestrebten Liberalisierung und integration der Medien in 
den Binnenmarkt und den bislang allein durch die Mitgliedstaaten for-
mulierten Leistungsaufträge an die Medien. Die anfängliche skepsis 
gegenüber der Medienpolitik der eu lässt sich aber nicht nur auf poli-
tischer Ebene vorfinden, sondern wird auch in der Forschung thema-
tisiert. so vertritt beispielsweise hOLtZ-BAchA die Meinung, dass 
die inhaltlichen Aspekte in der marktwirtschaftlich geprägten Medien-
politik der eu in den hintergrund gedrängt werden und somit Medien, 
wie dem öffentlich-rechtlichen rundfunk, nicht der gebührende frei-
raum als Kulturträger zugestanden wird.3  Die Debatte darüber, ob 
durch die Medienpolitik der eu auch inhaltliche Veränderungen der 
Medien in den Mitgliedstaaten herbeigeführt würden, erhielt ab 1999 
3 siehe christina holtz-Bacha (18.07.2006): „europa und der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk. Ein Konflikt zwischen Kultur und Ökonomie.“ In: Medienheft, Dossier 25, 
s. 5. urL: http://www.medienheft.ch/dossier/bibliothek/d25_holtz-Bachachristina.
html (Aufruf: 17.05.2012).
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vermehrt Aufmerksamkeit, als die europäische Kommission aufgrund 
von Beschwerden privater Anbieter begann, die finanzierung einzel-
ner öffentlich-rechtlicher sender zu untersuchen.

1. Forschungsfrage

Vor dem hintergrund der erwähnten kritischen stimmen gegenüber 
der marktwirtschaftlich geprägten Medienpolitik der eu muss die 
frage gestellt werden, inwiefern sich diese Politik effektiv auf die in-
haltliche ebene der Medien ausgewirkt hat. Die vorliegende Arbeit 
wird deshalb unter diesem Gesichtspunkt die Medienpolitik der eu 
untersuchen. Wie die näheren Ausführungen zur theorie zeigen, wird 
unter der inhaltlichen ebene der Medien die Ausübung ihrer rolle 
als informations- und Kontrollgewalt verstanden. im Kontext eines 
demokratischen systems wird deshalb auch von der Vierten Ge-
walt gesprochen.4  Der Betrachtungsschwerpunkt dieser Arbeit liegt 
dementsprechend auf der umsetzung der Medienpolitik der eu und 
deren Einfluss auf die Rolle der Medien als Vierte Gewalt im demo-
kratischen system der Mitgliedstaaten. Ziel der untersuchung ist es 
erkenntnisse darüber zu gewinnen, ob die von der eu ausgeübte 
Medienpolitik zu einer veränderten rolle der Medien in den Mitglied-
staaten geführt hat und wie die dabei gewonnenen erkenntnisse zu 
bewerten sind. Ausgehend von diesem Ansatz wird deshalb die fol-
gende forschungsfrage formuliert:
inwiefern führt die Medienpolitik der eu zu einer Veränderung der 
rolle der Medien als Vierte Gewalt im demokratischen system der 
Mitgliedstaaten?

4 siehe strohmeier (2004), s. 87.
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2. Thematische abgrenzung

Die Begriffe Medien und Medienpolitik umfassen ein weites themen-
feld und bedürfen deshalb im rahmen dieser Arbeit sowohl einer 
thematischen Eingrenzung als auch einer klaren Begriffsdefinition. 
Wenn im Verlaufe dieser Arbeit von Medien gesprochen wird, dann 
sind - sofern nicht anders erwähnt - Massenmedien5  gemeint. eine 
Definition des Medienpolitik-Begriffs erfolgt in Abschnitt II, 1.2.1.6  Die 
Analyse der fragestellung wird am Beispiel des öffentlich-rechtlichen 
rundfunks vorgenommen. Dies geschieht aus zweierlei Gründen. 
erstens nahm der öffentlich-rechtliche rundfunk als Medium von Be-
ginn an eine zentrale rolle in der Medienpolitik der eu ein. Zweitens 
ist der öffentlich-rechtliche rundfunk aufgrund seines Leistungsauf-
trags dazu verpflichtet eine Rolle als Informations- und Kontrollme-
dium einzunehmen. Wie die näheren Ausführungen über den öffent-
lich-rechtlichen rundfunk zeigen werden, verfügt dieser über die 
notwendigen Attribute, die der Vierten Gewalt gemäss der theorie 
zugeschrieben werden.
eine Behandlung sämtlicher Aspekte der Medienpolitik der eu wür-
de den rahmen der vorliegenden Arbeit sprengen. Die untersu-
chung der Medienpolitik der eu wird sich deshalb auf den Bereich 
beschränken, der in einem Kontext zur fragestellung steht. Dies 
bedeutet, dass themengebiete wie das MeDiA-Programm, Kinder- 
und Jugendschutz, technologie- und filmförderung als auch weitere 
Kulturförderungsprogramme und -initiativen der eu nicht behandelt 
werden.

5 Als Massenmedien gelten gemäss PuPPis  „[...] Zeitungen, Zeitschriften, radio, 
Fernsehen, Buch, Film oder Internetanwendungen.“ Als Definition in einem 
allgemeineren rahmen gilt nach PuPPis: „Massenmedien können verstanden 
werden als in die Gesellschaft eingebettete Medienorganisationen und die von 
diesen verbreitete massenmediale öffentliche Kommunikation.“ siehe: Manuel 
Puppis (2007): einführung in die Medienpolitik, uVK Verlagsgesellschaft, Konstanz, 
s. 32.
6 siehe s. 10.
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3. Methodik und aufbau der arbeit

Die Komplexität der thematik erfordert eine interdisziplinäre sicht-
weise auf die fragestellung. einerseits muss die entwicklung der 
Medienpolitik vor einem politikwissenschaftlichen hintergrund ana-
lysiert werden, andererseits darf die rechtswissenschaftliche Pers-
pektive nicht vernachlässigt werden. Dementsprechend wird für die 
Bearbeitung der fragestellung sekundärliteratur und diverse Quellen 
aus den Politik- und rechtswissenschaften verwendet. Die Arbeit ist 
aufgrund ihres interdisziplinären Ansatzes in vier Abschnitte unterteilt. 
Die beiden ersten Abschnitte dienen der einführung in politik- und 
rechtswissenschaftliche theorien und Konzepte in Bezug auf die Me-
dienpolitik der eu. Basierend auf den erkenntnissen und Grundlagen 
der ersten beiden teile wird im dritten Abschnitt anhand von zwei 
konkreten fallbeispielen untersucht, inwiefern die Medienpolitik der 
eu inhaltliche Veränderungen für die Medien in den Mitgliedstaaten 
mit sich gebracht hat. Wie die fallbeispiele aufzeigen werden, nimmt 
dabei besonders die finanzierungsfrage des öffentlich-rechtlichen 
rundfunks einen zentralen Aspekt in der Bearbeitung der vorliegen-
den fragestellung ein. im vierten Abschnitt werden schliesslich die 
aus den fallbeispielen gewonnenen erkenntnisse in einer Diskussi-
on erörtert und mit den erkenntnissen aus dem hintergrundteil der 
Arbeit zusammengeführt. Die interaktion von politik- und rechtswis-
senschaftlichen Grundsätzen wird aufgezeigt und Konfliktpotenzial 
identifiziert. 
Die Diskussion wird dabei nicht nur die gewonnenen erkenntnisse 
aus dem hintergrund- und Analyseteil zusammenführen, sondern in 
einem abschliessenden teil mögliche erklärungsversuche erörtern. 
Mittels eines rückgriffs auf die integrationstheorien des historischen 
institutionalismus, des intergouvernementalismus und des neofunkti-
onalismus wird versucht, das Verhalten der Akteure und die entwick-
lung der Medienpolitik der eu zu erklären. Dabei stellt besonders der 
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durch PiersOn7 vertretene Ansatz des historischen institutionalis-
mus die Grundlage des erklärungsversuchs dar.

II. Hintergrundteil

1. politikwissenschaftlicher Teil

im folgenden politikwissenschaftlichen teil wird einführend der Begriff 
der Medien, der Medienpolitik sowie der Vierten Gewalt thematisiert. 
Auf diesem theorieteil aufbauend wird in der folge die entstehung 
und entwicklung der Medienpolitik der eu nachgezeichnet. Der fo-
kus ist dabei nicht alleine darauf gerichtet, einen umfassenden, his-
torischen Abriss zu präsentieren, sondern ebenfalls aufzuzeigen in 
welcher Weise die einzelnen politischen Akteure miteinander inter-
agierten. Die Darstellung der Meinungen und standpunkte der ein-
zelnen eu-Organe sowie stimmen von politischen Akteuren aus den 
Mitgliedstaaten sollen illustrieren, wie sich der politische Prozess hin 
zur heutigen Medienpolitik der eu gestaltete. Dabei wird bereits nä-
her auf einzelne rechtsakte der eu im Bereich der Medien eingegan-
gen und deren inhalte thematisiert.

1.1 Theoretische Grundlagen

1.1.1 Der Medienbegriff

Wie bereits in der einleitung dargelegt wurde, sind bei der Verwen-
dung des Begriffs der Medien im Kontext der vorliegenden Arbeit die 
Massenmedien gemeint. Die einschränkung des Begriffs auf die Ka-
tegorie der Massenmedien lässt sich aufgrund des untersuchungsge-

7 Paul Pierson (1996): „the Path to european integration. A historical institutionalist 
Analysis.“ in: comparative Political studies, Vol. 29, Bd. 2, s. 123-163.
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genstands in zwei schritten begründen. 
erstens ist es nicht der Anspruch dieser Arbeit sämtliche Medien im 
rahmen der europäischen Medienpolitik zu analysieren. Dieser An-
satz würde nebst des inhaltlichen umfangs auch über die fragestel-
lung hinausgehen, da eine Vielzahl von Medien keinen massenmedi-
alen charakter besitzen und aufgrund dessen in der theorie über die 
rolle der Medien als Vierte Gewalt nicht berücksichtigt werden.8 
Als zweiter Punkt ist zu nennen, dass besonders Massenmedien wie 
der rundfunk, aufgrund ihrer grenzüberschreitenden und marktwirt-
schaftlichen eigenschaften, als Auslöser für die entstehung und um-
setzung der Medienpolitik der eu angesehen werden können.9  Diese 
zentrale rolle des rundfunks als teil der Massenmedien begründet 
somit auch die eingrenzung der fragestellung und der damit verbun-
dene fokus der fallbeispiele auf den öffentlich-rechtlichen rundfunk. 

1.1.2 Die rolle der Medien als Vierte Gewalt

um die in der fragestellung genannte Veränderung der rolle der Me-
dien als Vierte Gewalt in den Mitgliedstaaten analysieren zu können, 
ist es erforderlich sowohl den Begriff der rolle der Medien als auch 
denjenigen der Vierten Gewalt zu definieren. 
Die rolle der Medien wird in der Kommunikationswissenschaft unter 
dem Begriff der Medienfunktionen zusammengefasst.10 in der Litera-
tur existieren unterschiedliche unterteilungen der Medienfunktionen 
und ebenso werden teilweise unterschiedliche Begriffe für die einzel-

8 Dabei ist besonders auf die politische Komponente von Massenmedien zu 
verweisen. siehe strohmeier (2004), s. 26.
9 siehe christina holtz-Bacha (2006): Medienpolitik für europa. Vs Verlag für 
sozialwissenschaften, Wiesbaden, s. 67f.
10 Der in der Arbeit verwendete rollenbegriff stützt sich auf die inhaltliche 
Begriffsbedeutung gemäss der Kommunikationstheorie. Das Wort rolle kann in 
diesem Kontext auch als funktion verstanden werden. siehe strohmeier (2004), s. 
69.
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nen funktionen verwendet.11 Die im kommenden Abschnitt aufgeführ-
ten Begriffe und unterteilungen der einzelnen Medienfunktionen stüt-
zen sich auf strOhMeier.12 Dieser verweist darauf, dass es sich in 
seiner einteilung um vorwiegend politische funktionen handelt und 
diese in Bezug auf demokratische systeme und ihre normativen An-
sprüche behandelt werden.13 Die politische Perspektive strOhMei-
ers entspricht dem thematischen fokus der vorliegenden Arbeit und 
wird im folgenden näher erläutert.
Die Medienfunktionen lassen sich in drei aufeinanderfolgenden Kate-
gorien einordnen: Primär-, sekundär- und tertiärfunktion. Die Primär-
funktion der Massenmedien, aus der sich gemäss strOhMeier alle 
weiteren funktionen ableiten14, ist die Herstellung von Öffentlichkeit. 
Darunter wird die fähigkeit der Medien verstanden, durch technische 
Mittel die teilweise grosse räumliche Distanz innerhalb von staaten 
zu überwinden und dadurch einen öffentlichen raum herzustellen.15 
rOnneBerGer stellt betreffend der schaffung eines öffentlichen 
raums durch die Medien die these auf, dass ohne diese eigenschaft 
„[...] der moderne demokratische rechtsstaat mit seinen pluralisti-
schen Machtrivalitäten nicht funktionsfähig wäre.“16

Die politische sekundärfunktion der Medien umfasst die funktionen 
der information und der Kontrolle, während die tertiärfunktion die von 
11 Vgl. Wolfgang Bergsdorf (1980): Die vierte Gewalt. einführung in die politische 
Massenkommunikation, hase & Koehler Verlag Gmbh, Mainz, s. 75-90.
12 ebd., s. 69-100.
13 strohmeier (2004), s. 71.
14 ebd., s. 72.
15 Öffentlichkeit als Begriff wird meist in Bezug auf den jeweiligen Kontext definiert. 
STROHMEIER stützt sich in seiner Definition des Begriffs auf HABERMAS. 
Dieser definiert in seiner sozialgeschichtlichen Forschung über den strukturellen 
Wandel der Öffentlichkeit den Begriff der (bürgerlichen) Öffentlichkeit als „eine 
Art des gesellschaftlichen Verkehrs“. Dieser setzt sich in einer Diskussion mit 
Angelegenheiten von allgemeinem interesse auseinander und lässt sich weiter durch 
seine „prinzipielle unabgeschlossenheit des Publikums“ charakterisieren. siehe: 
Jürgen Habermas (1990): Strukturwandel der Öffentlichkeit. Untersuchungen zu 
einer Kategorie der bürgerlichen Gesellschaft. suhrkamp, frankfurt am Main, s. 96ff.
16 franz ronneberger (1964): „Die politischen funktionen der Massenkom- 
munikationsmittel.“ in: Publizistik, Jg. 9, heft 4, s. 295.
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der sekundärfunktion ausgehende Medienwirkung beinhaltet. Als 
funktionen dieser dritten ebene gelten die politische sozialisation 
und integration, die politische Bildung und erziehung sowie die politi-
sche Meinungs- und Willensbildung.17

Basierend auf der theorie der Medienfunktionen bezieht sich der 
Begriff der Vierten Gewalt auf die sekundärfunktion, also die infor-
mations- und Kontrollfunktion der Medien.18 Deshalb werden diese 
beiden Begriffe im folgenden näher erläutert.
Gemäss strOhMeier stellen die Massenmedien in einer reprä-
sentativen Demokratie die wichtigste informationsplattform dar.19 Die 
informationsfunktion beinhaltet sowohl eine input- als auch eine Out-
put-funktion. Die input-funktion bezeichnet die Aufgabe der Massen-
medien, alle Akteure mit informationen zu beliefern. Die Aufbereitung, 
Zustellung und Versorgung sowohl der regierten als auch der regie-
renden mit informationen stellt einen elementaren Bestandteil in der 
funktionsweise der repräsentativen Demokratie dar.20 Die Output-
funktion hingegen bezieht sich auf die nutzung der Massenmedien 
als sprachrohre für die politischen Akteure. Dies beinhaltet sowohl 
die nutzung als Kommunikationsmittel um informationen in umlauf 
zu bringen als auch eine Kommunikation zwischen politischen Akteu-
ren (beispielsweise regierung und Opposition) herzustellen.21

in der theorie wird an die informationsfunktion der normative An-
spruch formuliert, alle relevanten informationen objektiv, wahrheits-
getreu und unverfälscht wiederzugeben. Dieser Anspruch ist aber 
in der Praxis aus mehreren Gründen kaum erfüllbar. ein praktischer 
Grund besteht in der tatsache, dass die Medien in ihrer Berichterstat-
tung eine selektion der themen und deren Gewichtung vornehmen 
müssen. Diese reduktion der Komplexität der informationsvermitt-
lung stellt gemäss LUHMANN die durch die Medien hergestellte Öf-
17 strohmeier (2004), s. 73f.
18 ebd., s. 85-90.
19 ebd., s. 85.
20 strohmeier (2004), s. 86.
21 ebd.
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fentlichkeit dar.22

in den Kommunikationswissenschaften wird in diesem falle von einer 
Medienöffentlichkeit gesprochen. Da die Massenmedien die gröss-
te aller Öffentlichkeitsebenen darstellt, kann sie laut STROHMEIER 
folglich die „grösste machtpolitische Wirkung entfalten.“23 eine der-
artig starke Einflussnahme der Massenmedien beinhaltet in Bezug 
auf ihre informationsfunktion vorteilhafte und kritische Aspekte. Ger-
hArDs/neiDhArDt sehen als kritischen Aspekt der Medienöffent-
lichkeit die tatsache, dass sie „von oben bzw. von zentraler stelle 
besonders stark und von unten bzw. von der Bevölkerung besonders 
schwach beeinflussbar ist.“24 Die vorhandenen medialen strukturen 
stellen deshalb einen weiteren Grund dar, weshalb der normative 
Anspruch der informationsfunktion in der realität nur bedingt erfüllt 
werden kann.
Das zweite element der sekundärfunktion und der Vierten Gewalt 
ist die Kontrollfunktion der Medien. unter der Kontrollfunktion wird 
die „gewaltenteilende Wirkung“ der Medien auf sämtliche politische 
Akteure verstanden. 25 Die Medien üben dabei sowohl eine direkte als 
auch eine indirekte Kontrolle aus. Als Beispiel für die direkte Kontrolle 
kann der investigative Journalismus genannt werden. Durch die re-
cherche, Verbreitung und stellungnahme der Medien schaffen diese 
transparenz und üben Kritik am vorherrschenden system. Die indi-
rekte Kontrolle führt in ihrem ergebnis zur selben Wirkung wie direkte 
Kontrolle, nur wird in diesem falle die Kritik oder Darstellung von 
Missständen nicht durch die Medien selbst ausgeübt, sondern ledig-
lich die Plattform dazu geboten. Bei der indirekten Kontrolle nutzen 
Opposition, interessengruppen und regierungsvertreter die Medien 
22 Niklas Luhmann (1970): „Öffentliche Meinung.“ In: Politische Vierteljahresschrift, 
nr. 11, s. 27f. strohmeier (2004), s. 82.
23 strohmeier (2004), s. 82.
24 Jürgen Gerhards/friedhelm neidhardt (1993): strukturen und funktionen moderner 
Öffentlichkeit. Fragestellungen und Ansätze. In: Wolfgang R. Langenbucher (Hrsg.): 
Politische Kommunikation. Grundlagen, strukturen, Prozesse, WuV-universitäts-
Verlag, Wien, s. 55.
25 strohmeier (2004), s. 87.
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als Mittel zur Kritik und Aufdeckung vermeintlicher fehler ihrer po-
litischen Gegner.26 Die durch die Medien ausgeübte Kontrolle wird 
meist als bedeutendste funktion der Vierten Gewalt bezeichnet.27 Al-
lerdings muss kritisch hinterfragt werden, ob die Medien tatsächlich in 
objektiver Weise ihre Kontrolle ausüben und nicht durch ihr eigenes 
wirtschaftliches Denken gelenkt werden. Wie die weitere Bearbeitung 
der vorliegenden fragestellung zeigen wird, ist diese kritische Be-
trachtung der medialen Kontrollfunktion durchaus berechtigt. Dieser 
Aspekt wird deshalb eingangs der Diskussion in ausführlicherer Wei-
se erneut aufgegriffen.28

Der Begriff der Vierten Gewalt wurde bereits sehr früh verwendet. so 
bezeichnete der französische Philosoph Jean Jacques rousseau in 
Bezug auf die von Montesquieu und hobbes formulierte Gewalten-
teilung die Presse als vierte säule29 im staat. Die Begriffsgeschichte 
zeigt, dass der Ausdruck der Vierten Gewalt als umschreibung der 
Kontrollfunktion der Medien schon kurz nach entstehung der ers-
ten nationalstaaten verwendet wird. in der neuzeit und ebenfalls im 
deutschsprachigen raum wurde der Begriff der Vierten Gewalt auch 
durch die staatsrechtslehre, die Kommunikationswissenschaft sowie 
die soziologie aufgegriffen. Als Beispiel dient hierbei der österreichi-
sche staatsrechtslehrer und rechtsphilosoph rene Marcic, der in 
den 1960er Jahren mittels seiner akademischen und journalistischen 
tätigkeit den Diskurs um den Begriff der Vierten Gewalt prägte.30

Kritisiert wird der Begriff der Vierten Gewalt von PÜrer, da die Ver-
wendung des Begriffs Gewalt impliziere, dass die Medien auf die-
selbe staatliche ebene wie die exekutive, Legislative und Judikative 

26 ebd., s. 88f.
27 siehe Bergsdorf (1980).
28 siehe Abs. iV, 1., s. 44.
29 Martin Löffler (1984): Der Verfassungsauftrag der Presse. In: Jürgen  Wilke(Hrsg.): 
Pressefreiheit, Darmstadt, s. 343-356.
30 siehe bspw. rene Marcic (1979): „Der Auftrag des Journalisten. festrede zum 
25-Jahr-Bestandsjubiläum der salzburger nachrichten“ (am 24. Oktober 1970). 
salzburg, Landespressebüro, s. 35-46.
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gehoben wird.31 eine derartige - von PÜrer als Publikative bezeich-
nete - Gewalt entspreche nicht der realität und beinhalte zudem rein 
konzeptionell mehrere Problemstellungen.32

1.2 Die Medienpolitik der Eu

nach dem einführenden teil in die theorie und zentralen Begriffe der 
fragestellung, wird sich der folgende Abschnitt mit der Medienpoli-
tik der eu auseinander setzen. einführend wird der Begriff Medien-
politik basierend auf PuPPis kurz erläutert, bevor in den folgenden 
Abschnitten die Medienpolitik der eu näher betrachtet wird. es wird 
dabei aufgezeigt, inwiefern der integrationsgedanke zur entstehung 
einer eu-Medienpolitik geführt und wie sich darauf aufbauend das 
Politikfeld innerhalb der eu im Laufe der vergangenen Jahre entwi-
ckelt hat. Die zu Grunde liegende Methodik des politikwissenschaft-
lichen teils kann als deskriptive untersuchung des Gegenstands be-
zeichnet werden.

1.2.1 Definition Medienpolitik

Aufgrund der grossen gesellschaftlichen Bedeutung der Medien und 
deren weitreichendem Einfluss auf unterschiedliche Bereiche unserer 

31 heinz Pürer (2000): „Medien und Journalismus zwischen Macht und Verantwortung.“ 
In: Österreichische Medienakademie, Kuratorium für Journalistenausbildung, 
Festvortrag zur Eröffnung des 9. Österreichischen Journalisten-Kollegs am 24. 9. 
2000, s. 1f, urL: http://www.mediamanual.at/mediamanual/workshop/lo/downloads/
lm_01/medienverantwortung.pdf (Aufruf: 10.05.2012).
32 PÜrer (s. 2) nennt dabei den fehlenden Verfassungsauftrag an die Medien 
als auch die notwendigkeit, dass die Medien aufgrund ihres Machtpotenzials einer 
Kontrolle zu unterziehen sind. er argumentiert deshalb für eine differenziertere 
Begriffswahl wie bspw. Öffentliche Aufgabe. Vgl. auch: Martin Löffler (1984): Der 
Verfassungsauftrag der Presse. in: Wilke, Jürgen (hrsg.), Pressefreiheit, Darmstadt, 
s. 343-356.
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Alltagswelt umfasst die Medienpolitik eine Vielzahl von Politikfeldern 
wie beispielsweise die Kultur- und technologiepolitik, aber auch teile 
der Wirtschafts- und Wettbewerbspolitik.33

Medienpolitik ist jedoch gemäss PuPPis explizit auf die Massenmedi-
en beschränkt.34 sie stellt in der theorie der Kommunikationswissen-
schaften einen teil der Kommunikationspolitik dar. Die Kommunika-
tionspolitik umfasst nach KePPLinGer „[...] jenes handeln, das auf 
die Durchsetzung rechtsverbindlicher regeln für die individual- und 
Massenkommunikation zielt.“35 Die Kommunikationspolitik befasst 
sich also nicht nur mit Massenkommunikation, sondern legt ihren fo-
kus ebenfalls auf die individualkommunikation.36 Wenn in der folge 
also von Medienpolitik gesprochen wird, so gilt es die Definition der 
Kommunikationspolitik einzuschränken. in diesem sinne bezieht sich 
der Begriff Medienpolitik laut PuPPis auf „[...] jenes handeln, das 
auf die herstellung und Durchsetzung allgemein verbindlicher regeln 
und entscheidungen über Medienorganisationen und die massenme-
diale öffentliche Kommunikation abzielt.“37

in den Politikwissenschaften wird der Politikbegriff in die drei ebe-
nen Polity, Poli-tics und Policy unterteilt. Diese unterteilung lässt sich 
auch auf die Medienpolitik als Begriff anwenden.38 unter Polity wird 
im Bereich der Medienpolitik der strukturelle und institutionelle rah-

33 Puppis (2007), s. 35f.
34 ebd., s. 33.
35 hans Mathias Kepplinger (1994): Kommunikationspolitik. in: elisabeth noelle-
neumann/Windfried schulz/Jürgen Wilke (hrsg.): fischer Lexikon Publizistik 
Massenkommunikation, fischer  taschenbuch Verlag, frankfurt am Main, s. 116.
36 individualkommunikation geht von einer 1:1 Kommunikation aus, wie bspw. 
telefongespräche. Bei der individualkommunikation sind folglich vorwiegend Akteure 
wie telekommunikationsanbieter betroffen, die derartige mediale Dienstleistungen 
anbieten. Bei der Massenkommunikation wird hingegen von einem sender und 
einem dispersen Publikum ausgegangen, sprich eine 1:n  Kommunikation (mit n als 
Variable für eine beliebige Anzahl an rezipienten).
37 Puppis (2004), s. 36.
38 Patrick Donges/Otfried Jarren (2005): Politische Kommunikation. Akteure und 
Prozesse. in: heinz Bonfadelli/Otfried Jarren/Gabriele siegert (hrsg.): einführung in 
die Publizistikwissenschaft, Bern/stuttgart/Wien, s. 365.



20

men verstanden, der die betroffenen Akteure prägt und beeinflusst.39 
Auf ebene der Politics sind im medienpolitischen Kontext unter an-
derem unternehmen wie Verlage und rundfunkorganisationen, aber 
auch interessenverbände, politische Parteien, sowie staatliche und 
zivilgesellschaftliche Akteure zu nennen.40 Die Policy gilt als die in-
haltliche ebene und beinhaltet medienpolitische entscheidungen 
und regelungen. in der theorie wird dabei zwischen distributiven, 
redistributiven und regulativen Policies unterschieden. 41 Die regula-
tive Policy gibt den handlungsrahmen der medienpolitischen Akteure 
vor. Die redistributive Policy stellt die umverteilung von Leistungen 
dar. ein Beispiel einer solchen redistributiven Massnahme - und im 
Rahmen dieser Arbeit relevant - ist die Gebührenfinanzierung der 
öffentlich-rechtlichen Anbieter. Wie die weiteren Ausführungen des 
politikwissenschaftlichen teils zeigen werden, liegt der fokus in der 
Bearbeitung der fragestellung vorwiegend auf der Policy-ebene.

1.2.2 Entstehung der Medienpolitik der Eu

Die Medienpolitik der eu hat sich über mehrere Jahre hinweg ent-
wickelt. Der Grundstein der Medienpolitik der eu mitsamt entspre-
chenden primär- und sekundärrechtlichen Bestimmungen ist auf drei 
wesentliche entwicklungen während den 1970er- und 1980er-Jahre 
zurückzuführen. es sind dies die diversen urteile des euGh bezüg-
lich der rolle der Medien, die technologische entwicklung der Medien 
selbst und - aus politikwissenschaftlicher sicht relevant - die politische 
Zielsetzung der damaligen eWG einen gemeinsamen Binnenmarkt 
zu schaffen und damit die europäische integration voranzutreiben. 

39 Puppis (2004), s. 38ff.
40 Für eine ausführlichere Auflistung der Akteure siehe Puppis (2004), S. 43.
41 siehe Klaus von Beyme/harmut Wesler (1998): Politische Kommunikation als 
entscheidungskommunikation. in: Otfried Jarren/ulrich sarcinelli/ulrich saxer 
(hrsg.): Politische Kommunikation in der demokratischen Gesellschaft. ein handbuch 
mit Lexikonteil, Opladen, Wiesbaden, s. 318.
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Die angesprochenen urteile des euGh werden hier nicht detailliert 
dargelegt, da auf diese in ausführlicher Weise im Abschnitt ii, 2.42 
eingegangen wird. es gilt aber an dieser stelle zu erwähnen, dass 
der entscheid des euGh im fall sacchi43 sowie in darauf folgenden 
rechtssachen44, den rundfunk als Dienstleistung einzuordnen, die 
grundlegende Legitimation für die Kommission und den Ministerrat 
bildete, eine gemeinschaftliche rundfunkpolitik - und spätere Medi-
enpolitik der eu - zu begründen. um die Beweggründe des rats und 
der Kommission verstehen zu können, scheint es sinnvoll, anhand 
des Grünbuchs45 und der finalen Richtlinie des Rates vom 3. Oktober 
1989 „fernsehen ohne Grenzen“46 die entstehung der Medienpolitik 
der eu näher zu betrachten.
Das Grünbuch der Kommission wurde in folge mehrerer entschlies-
sungen des europäischen Parlaments verfasst. Die entschliessung 
des Parlaments vom 12. März 1982 zum „rundfunk und fernsehen 
in der Gemeinschaft“47 legte dabei den Grundstein für eine Medien-
politik der Gemeinschaft. Diese erste entschliessung des Parlaments 
befasste sich allerdings vorwiegend mit dem Plan, eine europäische 
sendeanstalt zu begründen, um damit das Bild der Gemeinschaft zu 
verbessern. tatsächlich wurde in der folge das Pilotprojekt eurikon 
gestartet. eurikon war ein fernsehsender, der als testlauf für eine 
spätere umsetzung eines Gemeinschaftsprogramms dienen sollte. 
Allerdings scheiterte das Projekt bereits sehr früh an den komplexen 
technischen hürden, wie der zeitgerechten Aufbereitung der inhal-

42 siehe s. 21.
43 rs. c-155/73 sacchi, slg. 1974, s. 409.
44 siehe bspw. rs. c-52/79 Debauve, slg. 1980, s. 833.
45 cOM (84) 300 vom 14.07.1984, television without frontiers. Green paper on the 
establishment of the common market for broadcasting, especially by satellite and 
cable.
46 richtlinie 89/552/eWG des rates vom 03. Oktober 1989 zur Koordinierung 
bestimmter rechts und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Ausübung der fernsehtätigkeit, ABl. eG nr. L 298 vom 17.10.1989, s. 23–30 
[nachfolgend: rL 89/552/eWG].
47 ABl. eG nr. c 87 vom 05.04.1982, s. 110ff.
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te in mehreren sprachen.48 Angetrieben durch die entschliessung 
Arfé49 und hutton50 wurden 1984 weitere schritte in richtung eines 
europäischen rundfunkangebots unter dem namen europa tV un-
ternommen. Der sender war ein Zusammenschluss von mehreren 
öffentlich-rechtlichen Anbietern, der aber bereits nach einem Jahr 
aus finanziellen Gründen wieder eingestellt wurde.51

Das scheitern beider integrationsprojekte verlagerte den schwer-
punkt der Debatte in den darauf folgenden Jahren verstärkt auf die 
marktwirtschaftlichen Aspekte der Medienpolitik. Bereits die einlei-
tenden Zielsetzungen der richtlinie „fernsehen ohne Grenzen“ so-
wie die statistischen erhebungen über Arbeitsmarkt, rundfunktech-
nologie und Werbedaten im Grünbuch der Kommission verdeutlichen 
den marktwirtschaftlichen fokus. Aufgrund der technologischen ent-
wicklung, der zunehmenden gesellschaftlichen und ökonomischen 
Bedeutung des rundfunks und gemäss den Zielen52 des Vertrags der 
eWG, sollte der rundfunk in den Gemeinsamen Markt integriert wer-
den.53 Besonders die Möglichkeit mit damals neuen Übertragungs-
möglichkeiten wie beispielsweise dem satellitenrundfunk grenzüber-
schreitend mediale inhalte übertragen zu können, stellte für die eWG 
einen wichtigen Beweggrund dar, die Öffnung der nationalen Märk-
te hin zu einem Gemeinsamen Markt zu fördern und gleichzeitig si-
cherzustellen, dass dieser Markt im sinne des Gemeinschaftsrechts 
operierte. Die feststellung des euGh, dass der rundfunk gemäss 
dem Vertrag als Dienstleistung gilt, wird aus legitimationstechnischen 
Gründen in der richtlinie erwähnt, hingegen wird nicht näher auf die 

48 siehe holtz-Bacha (2006), s. 72f.
49 ABl. eG nr. c 117 vom 30.03.1984, s. 201ff.
50 ABl. eG nr. c 127 vom 14.05.1984, s. 147ff.
51 holtz-Bacha (2006), s. 77ff.
52 Als Ziele werden in der rL nebst allgemeinen Zielen wie die „engere Beziehungen 
zwischen den staaten der Gemeinschaft“ [und] „die sicherung des wirtschaftlichen 
und sozialen fortschritts der Länder“ ebenfalls die errichtung „[...]eines Gemeinsamen 
Marktes“ aufgeführt. siehe: rL 89/552/eWG, s. 23.
53 ebd.
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entsprechenden entscheide des Gerichtshofs eingegangen.54

Die richtlinie geht inhaltlich vorwiegend auf wettbewerbsrelevante 
und damit marktwirtschaftliche themen ein. Während dies sehr de-
tailliert geschieht, wurden kulturelle Aspekte nur knapp angespro-
chen. interessanterweise wird in der richtlinie selbst zu Beginn da-
rauf verwiesen, dass hiermit nur das nötigste Mindestmass geregelt 
werden soll, um den beabsichtigten „freien sendeverkehr“ umsetzen 
zu können.55 Bemerkenswert im hinblick auf die fragestellung ist die 
nachfolgende Aussage in der richtlinie: 

„[Die richtlinie] berührt daher nicht die Zuständigkeit der Mitgliedstaa-
ten [...] und die finanzierung der sendungen sowie die Programmin-
halte. eigenständige kulturelle entwicklungen in den Mitgliedstaaten 
und die Bewahrung der kulturellen Vielfalt in der Gemeinschaft blei-
ben deshalb wie bisher möglich.“56

Die Aussage hält eindeutig fest, dass die Bestimmungen der richtli-
nie der kulturellen Vielfalt nicht entgegenstehen und die Mitgliedstaa-
ten weiterhin über weitreichende Kompetenzen in der Ausgestaltung 
des rundfunkmarkts verfügen. 
für Kritiker stellte diese Äusserung der richtlinie bereits in ihrem ent-
wurfsstatus und zuvor in der Diskussion des genannten Grünbuchs 
eine widersprüchliche Behauptung dar. Gerade die Artikel 4 bis 6 der 
richtlinie legten detaillierte Quoten und Vorgaben für europäische 
Werke fest und stellten deshalb in den Augen der Gegner der richt-
linie eine inhaltliche regelung des rundfunks und damit eine einmi-
schung in die kulturellen Kompetenzen der Mitgliedstaaten dar. 57 Die 
Kommission bezeichnete die Quotenregelung aber nicht als kulturel-
le einmischung, sondern vielmehr als eine förderung europäischer 
54 „Die fernsehtätigkeit stellt unter normalen umständen eine Dienstleistung im 
sinne des Vertrages dar.“, rL 89/552/eWG, s. 23.
55 ebd., erw. 14, s. 24.
56 rL 89/552/eWG, erw. 14, s. 24.
57 holtz-Bacha (2006), s. 119.
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Werke und damit verbundener ökonomischer interessen.58

Die umsetzung der richtlinie wurde aber nicht nur von den betroffe-
nen öffentlich-rechtlichen rundfunkanbietern und den Mitgliedstaa-
ten kritisiert, sondern auch innerhalb der eWG teilweise mit skepsis 
betrachtet. Diese skepsis lässt sich beispielsweise in der stellung-
nahme des Wirtschafts- und sozialausschuss (WsA) zum erwähnten 
Grünbuch der Kommission finden.59 Bereits im Abschnitt der Allge-
meinen Bemerkungen spricht der Ausschuss davon, dass es nicht 

„Aufgabe der Gemeinschaft sein kann, in die Medienstruktur der ein-
zelnen Mitgliedstaaten einzugreifen.“60. Weiter wird darauf hingewie-
sen, dass es folglich auch nicht in den Kompetenzbereich der eWG 
falle darüber zu bestimmen, welche Arten von rundfunkanbietern 
erlaubt sein sollen.61

Die Vermutung, dass die sicherstellung des Leistungsauftrags eine 
herausforderung für die Gemeinschaft darstellen würde, ist aus der 
stellungnahme des WsA deutlich herauszulesen. Dabei wurden vom 
Ausschuss in den letzten Abschnitten nicht nur die möglichen kultu-
rellen implikationen und die daraus entstehenden Auswirkungen auf 
die zentralen funktionen der Medien angesprochen, sondern auch, 
dass die Kommission aufgefordert gewesen war, wettbewerbsrecht-
liche Bestimmungen zu schaffen, die für alle Markteilnehmer und die 
Mitgliedstaaten einen angemessenen rahmen für die regulierung 
der Programminhalte darstellt.62

Vergleicht man die Entschliessungen des Parlaments mit der finalen 
fassung der richtlinie fernsehen ohne Grenzen, so fällt auf, dass 
kulturelle Zielsetzungen nur in einer oberflächlichen Weise angespro-
chen wurden und keine konkreten Bestimmungen darin vorzufinden 
58 für eine detaillierte Ausführung über die Quotenregelung siehe holtz-Bacha 
(2006), s. 121-127.
59 85/c 303/07 (13. Dezember 1984) stellungnahme zu dem „Grünbuch über die 
errichtung des gemeinsamen Marktes für den rundfunk, insbesondere über satellit 
und Kabel“, s. 13-18.
60 85/c 303/07, erw. 1.3., s. 13.
61 ebd.
62 ebd., Abs. 5.1, 5.2. und 5.6., s. 17.
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sind, welche die eingangs erwähnte kulturelle integrationswirkung 
und die damit verbundene schaffung eines gemeinsamen medialen 
raumes ermöglichen würden. Vielmehr ist aus der richtlinie heraus-
zulesen, dass sie als Grundstein für eine marktwirtschaftliche Medi-
enpolitik zu verstehen ist, die mittels technischer und ökonomischer 
Kriterien eine einbindung des rundfunks in den von der eWG ange-
strebten Binnenmarkt erlaubte.

1.2.3 Die Harmonisierungsansätze der gemeinschaftlichen Medi-
enpolitik

Auf eu-ebene übernahm zu Beginn der 1990er Jahre das Parlament 
die initiative mit zwei entschliessungen, die sich mit der frage aus-
einandersetzten wie die Medien- und Meinungsvielfalt innerhalb der 
Gemeinschaft sichergestellt werden kann. Die „entschliessung zur 
Konzentration im Medienbereich“63 und die zwei Jahre später erschie-
nene „entschliessung zur Medienkonzentration und Meinungsvielfalt“64 
waren eine Bekräftigung der Position des Parlaments, die es in einer 
entschliessung im Kontext des Grünbuchs der fernsehrichtlinie be-
reits folgendermassen dargelegt hatte:

„[...] dass zu einem europäischen fernsehraum als wesentliches 
Merkmal einer zusammenwachsenden europäischen Gemeinschaft 
folgende Kennzeichen gehören: [...] die sicherung der Leistungsfä-
higkeit des öffentlich-rechtlichen rundfunks [und] die sicherung der 
kulturellen Vielfalt und der informationsfreiheit durch Verhinderung 
von Medien- und Meinungsmonopolen [...].“65

Die beiden erneuten entschliessungen betonten gemäss heLWiG66 
63 ABl. eG nr. c 68 vom 19.03.1990, s. 137f.
64 ABl. eG nr. c 284 vom 02.11.1992, s. 44ff.
65 ABl. eG nr. c 288 vom 11.11.1985, s. 114.
66 richard helwig (2009): Die Kompetenz der europäischen Gemeinschaft zur 
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die Ansicht des Parlaments, dass die sicherung der Medien- und 
Meinungsvielfalt in den Kompetenzbereich der Gemeinschaft gehöre. 
Die Kommission ging in der folge auf die forderung des Parlaments 
ein, sich eingehender mit der thematik des Medienpluralismus und 

-konzentration auseinanderzusetzen. im Grünbuch „Pluralismus und 
Medienkonzentration im Binnenmarkt“ vom 23. Dezember 199267 
vertrat die Kommission allerdings die Meinung, dass die Bewahrung 
medialer Vielfalt „[...] is neither a community objective nor a matter 
of coming within community jurisdiction as laid down in the treaty 
of rome or the treaty on european union.“68 Obwohl die Kommissi-
on also diesbezüglich nicht gleicher Meinung war wie das Parlament, 
wurde seitens der Kommission betont, dass in fällen in denen allge-
meine Gemeinschaftsziele durch fragen der Pluralität beeinträchtigt 
werden, Massnahmen in Betracht gezogen werden müssen.69 Wenn 
also nationale Bestimmungen zur Wahrung der Pluralität das funktio-
nieren des Binnenmarkts erschweren oder sogar verunmöglichen, so 
müssten diese beseitigt werden. eine einschränkung der niederlas-
sungsfreiheit von Medienunternehmen, die Behinderung von Medien-
dienstleistungen oder Wettbewerbsverzerrungen stellten in diesem 
Zusammenhang nach Ansicht der Kommission mögliche Vergehen 
dar, die einen eingriff seitens der Gemeinschaft erfordern würden.70 
Das Grünbuch beinhaltete deshalb unter anderem den Vorschlag, 
eine harmonisierung der mitgliedstaatlichen Vorschriften im Bereich 
der Medienkonzentration durch eine richtlinie oder Verordnung um-

schaffung eines europäischen Medienkonzentrationsrechts. notwendigkeit, 
Voraussetzungen und reichweite einer möglichen regulierung zur sicherung von 
Medien- und Meinungsvielfalt in europa. in: Georgios Gounalakis (hrsg.): schriften 
zum Medien-, urheber- und Wirtschaftsrechts, Peter Lang Gmbh, internationaler 
Verlag der Wissenschaften, Diss., frankfurt a. M., s. 112.
67 KOM (92) 480.
68 ebd., s. 59.
69 ebd.
70 helwig (2009), s. 113.
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zusetzen. 71 Das europäische Parlament 72 wie auch der WsA73 spra-
chen sich daraufhin für einen richtlinienvorschlag der Kommission 
aus, welcher der Gemeinschaft die notwendigen Möglichkeiten gab 
bei problematischen Konzentrationsvorgängen von Medienunterneh-
men einzugreifen, um die Medienvielfalt bewahren zu können.74 Wie 
heLWiG75 ausführt, sah der WsA in seiner stellungnahme ein ein-
greifen der Gemeinschaft aber nicht alleine als eine Massnahme zur 
herstellung des Binnenmarkts, sondern als auch legitime Vorgehens-
weise zur sicherung der Meinungsfreiheit und Meinungsvielfalt.76 Die 
Aussage des WsA zeigt, dass dieser über die wettbewerbsrechtlichen 
Beweggründe der Kommission hinaus eine Kompetenzgrundlage für 
die Gemeinschaft sah, die ebenfalls der sicherung der Meinungsfrei-
heit und Meinungsvielfalt dient. interessant und im hinblick auf die 
Diskussion der fragestellung relevant ist die tatsache, dass der WsA 
mit dieser Aussage explizit auf die Bedeutung der informations- und 
Kontrollfunktion der Medien verweist und damit die möglichen Prob-
lemstellungen einer Medienpolitik der Kommission anspricht, die sich 
vorwiegend über wettbewerbs- und binnenmarktrelevante Zielsetzun-
gen definiert. Die Position des WSA als auch des Parlaments war es 
demnach eine Medienpolitik zu etablieren, die auf Gemeinschaftsebe-
ne nicht nur einen funktionierenden Binnenmarkt herstellte, sondern 
ebenfalls die sicherung der Medien- und Meinungsvielfalt garantierte. 
Wie heLWiG ausführt, ging die Kommission nicht auf diesen weiter-
gehenden harmonisierungsansatz der Medienpolitik ein und verblieb 

71 KOM (92) 480, s. 116ff.
72 ABl. eG nr. c 44 vom 14.02.1994, s. 177ff.
73 ABl. eG nr. c 304 vom 10.11.1993, s. 17ff.
74 es ist wichtig an dieser stelle festzuhalten, dass im rahmen der Debatte um die 
Medienvielfalt immer von Medienunternehmen generell gesprochen wird, der fokus 
also nicht mehr wie zuvor beim rundfunk alleine lag. Das Parlament begründete 
diesen Ansatz damit, dass dadurch auch crossownerships (unternehmen mit Besitz 
an Printmedien und audiovisuellen Medien) erfasst werden können. siehe ABl. eG 
nr. c 44 vom 14.02.1994, s. 178.
75 helwig (2009), s. 115.
76 ABl. eG nr. c 304 vom 10.11.1993, s. 19.
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bei ihrem Vorhaben eines binnenmarktorientierten Ansatzes.77

sowohl die Position des WsA und des Parlaments zur sicherung 
der Meinungsvielfalt auf Gemeinschaftsebene als auch der harmo-
nisierungsansatz der Kommission stiessen in den Mitgliedstaaten 
teilweise auf wenig Verständnis. in der Bundesrepublik Deutschland 
sahen sich die Bundesländer in ihrer Kulturhoheit bedroht. Der deut-
sche Bundesrat argumentierte deswegen für eine Beibehaltung des 
status quo, da die demokratische Willensbildung nur auf ebene der 
Mitgliedstaaten stattfinde und somit nur sie selbst für die Sicherung 
der Meinungsvielfalt verantwortlich seien.78 Die fehlende politische 
unterstützung führte letztendlich dazu, dass der von der Kommission 
erarbeitete richtlinienvorschlag 79 keine Mehrheit fand und bis zum 
Vertrag von Amsterdam keine Bestrebungen mehr unternommen 
wurden das finanzierungssystem des öffentlich-rechtlichen rund-
funks auf Gemeinschaftsebene zu regeln.

1.2.4 Von amsterdam zur richtlinie über audiovisuelle Medien-
dienstleistungen

im rahmen des Vertrages von Amsterdam beschlossen die Mit-
gliedstaaten im „Protokoll über den öffentlich-rechtlichen rundfunk 
in den Mitgliedstaaten“80, die Kompetenz über die festlegung des 
Leistungsauftrags des öffentlich-rechtlichen rundfunks den Mitglied-
staaten zuzuschreiben. Ziel der erklärung war es, die immer wieder-
kehrende frage der Kompetenz der Gemeinschaft in diesem Bereich 

77 helwig (2009), s. 118f.
78 Br-Drs. 77/93, s. 1. Bekräftigt durch Beschluss vom 17. februar 1995, Br-Drs. 
1049/94 [Zitiert nach helwig (2009), s. 116].
79 für eine ausführlichere Beschreibung der verschiedenen finanzierungssysteme 
siehe holtz-Bacha (2006), s. 234ff sowie weitere Ausführungen im Diskussionsteil 
auf s. 53.
80 siehe Vertrag von Amsterdam, ABl. nr. c 340 vom 10. november 1997, Protokoll 
nr. 9.
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festzulegen. im Wortlaut des Protokolls hiess es:

„Die Bestimmungen des Vertrags zur Gründung der europäischen Ge-
meinschaft berühren nicht die Befugnis der Mitgliedstaaten, dem öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk zu finanzieren, sofern die Finanzierung 
der rundfunkanstalten dem öffentlich-rechtlichen Auftrag, wie er von 
den Mitgliedstaaten den Anstalten übertragen, festgelegt und ausge-
staltet wird, dient und die handels- und Wettbewerbsbedingungen 
in der Gemeinschaft nicht in einem Ausmaß beeinträchtigt, das dem 
gemeinsamen interesse zuwiderläuft, wobei den erfordernissen der 
erfüllung des öffentlich-rechtlichen Auftrags rechnung zu tragen ist.“81

Gemäss DÖRR/SCHWARTMANN82 handelt es sich bei der oben 
genannten erklärung nicht bloss um eine Absichtserklärung, da die 
Protokolle einen rechtsverbindlichen Bestandteil der Verträge darstel-
len. DÖRR/SCHWARTMANN spricht in diesem Falle von einem „klar-
stellenden charakter“ des vorhandenen Primärrechts und wie dieses 
nach dem Willen der Mitgliedstaaten als „herren der Verträge“ ausge-
legt werden soll.83

Obwohl dem Protokoll eine klare Absicht über den Kompetenzan-
spruch zu entnehmen war, ging es nicht näher auf die immer wie-
derkehrende frage nach einer mit Gemeinschaftsrecht konformen fi-
nanzierung des öffentlich-rechtlichen rundfunks ein. Die Kommission 
legte deshalb im herbst 2001 in ihrer „Mitteilung über die Anwendung 
der Vorschriften über staatliche Beihilfen auf den öffentlich-recht-
lichen rundfunk“84 das weitere Vorgehen bei untersuchungen von 
Beschwerden betreffend öffentlich-rechtlichen rundfunkanbietern 
81 ebd.
82 Dieter Dörr/Rolf Schwartmann (2010): Medienrecht, 3. Aufl., C.F. Müller, Heidelberg 
et al, s. 185.
83 Dieter Dörr/Rolf Schwartmann (2010): Medienrecht, 3. Aufl., C.F. Müller, Heidelberg 
et al, s. 185
84 ABl. eG nr. c 320 vom 15.11.2001, Mitteilung der Kommission über die Anwendung 
der Vorschriften  über staatliche Beihilfen auf den öffentlich-rechtlichen rundfunk, 
s. 5-11.
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fest. sie begründete ihr Vorgehen einerseits mit den zunehmenden 
Beschwerden seitens privater Anbieter85, andererseits mit der not-
wendigkeit im sinne des Gemeinschaftsrechts und des Protokolls 
von Amsterdam einen rechtlichen rahmen zu schaffen, der ein trans-
parentes Vorgehen der Kommission erlaubte.86 Da die Mitteilung in 
detaillierter Weise auf die rechtlichen Aspekte einging, soll an die-
ser stelle nur zusammengefasst der Kern der Mitteilung festgehalten 
werden. eine ausführlichere Bearbeitung der rechtlichen Aspekte der 
Mitteilung wird in Abschnitt ii, 2.2.87 vorgenommen. 
Die Mitteilung der Kommission hielt fest, dass bei einer staatlichen fi-
nanzierung gemäss der rechtsprechung des euGh88 und dem Art. 87 
Abs. 1 eGV (heute Art. 107 AeuV) - ungeachtet des öffentlich-rechtli-
chen Auftrags - immer eine staatliche Beihilfe vorliegt. inwiefern diese 
staatliche Beihilfe aber in ihrer Auswirkung und im Kontext des jewei-
ligen Mitgliedstaats zu beurteilen ist, soll von fall zu fall untersucht 
werden. trotzdem sei es gemäss der Kommission erforderlich, dass 
die Mitgliedstaaten den öffentlich-rechtlichen Auftrag klar definieren 
und die finanzierung entsprechend den transparenzvorgaben 89 des 
Gemeinschaftsrechts harmonisieren. so gesehen kann die Mitteilung 
als Aufruf an die Mitgliedstaaten verstanden werden, ihren Leistungs-
auftrag in einklang mit handels- und wettbewerbsrechtlichen Bestim-
mungen des Gemeinschaftsrechts zu bringen. Gleichzeitig hält die 
Mitteilung fest, dass die Kommission entsprechend dem Protokoll 
von Amsterdam und dem so genannten „Kulturartikel“ nr. 151 eGV 
85 ebd., Abs. 3, s. 5.
86 ABl. eG nr. c 320 vom 15.11.2001, Mitteilung der Kommission über die Anwendung 
der Vorschriften  über staatliche Beihilfen auf den öffentlich-rechtlichen Rundfunk, 
Abs. 4, s. 5.
87 siehe s. 32.
88 Siehe für eine Auflistung der Rechtsprechung des EuGH: ABl. EG C Nr. 320, Erw. 
9, s. 7.
89 siehe ABl. eG nr. L 193 vom 29.07.2000 richtlinie 2000/52/eG der Kommission 
vom 26. Juli 2000 zur Änderung der richtlinie 80/723/eWG über die transparenz 
der finanziellen Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den öffentlichen 
unternehmen.
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(Art. 167 AeuV) mit rücksicht auf die kulturellen Kompetenzen der 
Mitgliedstaaten handeln werde. in diesem Zusammenhang wird in 
der Mitteilung ebenfalls auf den Art. 86 Abs. 2 eGV (Art. 106 Abs. 2 
AeuV) verwiesen, nach dem eine Ausnahme vom Beihilfeverbot von 
unternehmen möglich ist, sofern das betroffene unternehmen eine 
Dienstleistung von allgemein wirtschaftlichem interesse erbringt.
im Jahre 2009 erliess die Kommission eine erneute „Mitteilung über 
die Anwendung der Vorschriften über staatliche Beihilfen auf den 
öffentlich-rechtlichen rundfunk“90, die nebst der erwähnung neuer 
audiovisueller Dienstleistungen und Online-Angeboten der öffentlich-
rechtlichen Anbietern bestimmte Änderungen91 in der Vorgehenswei-
se der Kommission bei der Bearbeitung von Beschwerden hervor-
brachte.
Bereits zwei Jahre zuvor wurde die frühere „fernsehrichtlinie“ voll-
ständig überarbeitet. unter dem neuen namen „richtlinie über audio-
visuelle Mediendienste“92 (nachfolgend AVMD) wurde auf die bedeu-
tenden technologischen entwicklungen im Zuge des internets und 
des digitalen Zeitalters reagiert, indem audiovisuelle Dienstleistun-
gen ebenfalls in die richtlinie integriert wurden. Die erweiterung der 
richtlinie bedeutete für die Medienpolitik der eu eine Ausweitung des 
medienpolitischen handlungs- und Kompetenzrahmens in Bezug auf 
Mediendienstleistungen und stellt die bislang letzte Überarbeitung 
der richtlinie dar.
Wie die entwicklung der Medienpolitik der eu aufzeigt, hat sich der 
Policy-rahmen stetig ausgeweitet. haben zu Beginn besonders re-

90 ABl. eu nr. c 257 vom 27.10.2009, s. 1-14.
91 Besonders hervorzuheben sind hierbei der Altmark-entscheid aus dem Jahre 
2003 sowie die AVMD-richtlinie, die die frühere richtlinie „fernsehen ohne Grenzen“ 
ersetzte.
92 Erste Fassung in: ABl. EG Nr L 332 vom 18.12.2007, S. 27-45 zu finden. Aktuelle 
überarbeitete Version unter: richtlinie 2010/13/eu des europäischen Parlaments 
und des rates vom 10. März 2010 zur Koordinierung bestimmter rechts- und 
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller 
Mediendienste (richtlinie über audiovisuelle Mediendienste). in: ABl. eu nr. L 95 
vom 15.04.2010, s. 1-24.
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gulative Policies den Politikbereich geprägt, so gewannen die redis-
tributiven Policies aufgrund der finanzierungsfrage  des öffentlich-
rechtlichen rundfunks zunehmend an Bedeutung. inwiefern der 
Medienpolitik der eu eine Veränderung der rolle der Medien als Vier-
te Gewalt zu zuschreiben ist, wird in der abschliessenden Diskussion 
der fragestellung mit hilfe der gewonnenen erkenntnisse nochmals 
aufgegriffen.

2. rechtswissenschaftlicher Teil

Der Abschnitt über die entwicklung der Medienpolitik der eu zeigte 
auf, dass nebst politischen fragen auch rechtliche Bestimmungen 
eine entscheidende rolle für das Verständnis der Medienpolitik der 
eu und für die Bearbeitung der vorliegenden fragestellung spielen. 
Dabei stellen fragen zur Kompetenzregelung zwischen den Mitglied-
staaten und der union sowie das Wettbewerbsrecht der eu und  die 
Binnenmarktgesetzgebung den Kern der rechtlichen Debatte dar. 
Da sich die entwicklung des eu-Medienrechts über einen grossen 
Zeitraum erstreckt, wird mittels eines rechtsgeschichtlichen Ab-
schnitts in die thematik eingeführt. hierbei stellt der damalige stand 
des Primärrechts, die Auslegung durch den euGh sowie die darauf 
folgenden rechtsgrundlagen den Kern der rechtsgeschichtlichen 
Aufarbeitung dar. Anschliessend wird die weitere entwicklung des 
Primärrechts dargelegt, bevor in einem nächsten Abschnitt relevan-
te Bestimmungen des Wettbewerbsrechts und der dazu gehörende 
Altmark-entscheid näher besprochen werden. Die aufgeführten Ab-
schnitte dienen dazu, in einem abschliessenden teil das Vorgehen der 
Kommission bei Beschwerden über die finanzierung des öffentlich-
rechtlichen rundfunksystems mit dem notwendigen hintergrundwis-
sen bearbeiten zu können. Von der rechtsgeschichtlichen erzählung 
ausgeklammert wird die AVMD-richtlinie, da deren entstehung sowie 
die relevanten inhaltlichen Aspekte bereits in ausführlicher form in 
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den Abs. ii, 1.2.2. und 1.2.4. behandelt wurde. Auf sekundärrecht-
licher ebene wird deshalb der fokus auf die so genannte transpa-
renzrichtlinie gelegt, welche für die Kommission bei der Bearbeitung 
der Beschwerden eine zentrale rechtsgrundlage darstellt.93

Ziel des rechtswissenschaftlichen teils ist es, mittels der dargelegten 
Aufarbeitung eine Grundlage für die Diskussion der fallbeispiele in 
Abschnitt iii der Arbeit zu bilden.

2.1 rechtsgeschichte der europäischen Medienpolitik

2.1.1 Das primärrecht anno 1957

im Gegensatz zur heutigen fassung des Lissabonner Vertrags, 
enthielt der Vertrag zur Gründung der europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft (eWG) keine ausdrückliche erwähnung der (audiovisuel-
len) Medien.94 Die Medien stellten zum damaligen Zeitpunkt keinen 
Politikbereich dar, in dem die eWG aufgrund des Vertrags explizit 
Kompetenzen geltend machte. Dennoch ist festzuhalten, dass der 
Vertrag materielle Bestimmungen enthielt, die in der folge als Grund-
lage für eine gemeinschaftliche Medienpolitik dienten. 
Ausschlaggebend für die entwicklung des Medienrechts innerhalb 
der Gemeinschaft waren diesbezüglich der Art. 59 des eWG-Vertrags 
(Art. 56 AeuV) über die Dienstleistungsfreiheit sowie der Art. 3 des 
eWG-Vertrags (Art. 119 AeuV) über die herstellung eines Binnen-
markts, basierend auf dem Prinzip einer offenen Marktwirtschaft mit 
freiem Wettbewerb. Beide Artikel haben bis heute Bestand und kön-

93 Die vorliegenden entscheide behandeln beinahe ausschliesslich die Ausstrahlung 
der inhalte. es soll an dieser stelle darauf verwiesen werden, dass auch die 
empfangsseite Gegenstand von entscheiden des euGh war. ein jüngerer fall wäre 
bspw. rs. c-403/08 football Association Premier League Ltd und andere gegen 
Qc Leisure und andere und rs. c-429/08 Karen Murphy gegen Media Protection 
services Ltd, slg. 2011.
94 siehe Art. 167 AeuV.
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nen deshalb als feste Grössen des eu-rechts bezeichnet werden. 
im Gegensatz zur rechtsprechung des euGh und der sekundären 
Gesetzgebung erfuhr das Primärrecht bis zum Vertrag von Amster-
dam keine nennenswerte entwicklung in Bezug auf das Medienrecht. 
es wird deshalb im folgenden Abschnitt die rechtsprechung des 
euGh bis Mitte der 1990er Jahre betrachtet.

2.1.2 EuGH rechtsprechung: Der rundfunk als Dienstleistung

Die rechtsprechung des euGh stellte den eigentlichen Ausgangs-
punkt sowie gleichsam die Kompetenzgrundlage der gemeinschaftli-
chen Medienpolitik dar. im folgenden werden die für die vorliegende 
Arbeit relevanten Rechtsprechungen dargelegt und ihr Einfluss auf 
die Medienpolitik erläutert.
im entscheid sacchi95 legte der euGh 1974 mit seiner einordnung 
des rundfunks in den Bereich der Dienstleistungen die Kompetenz-
grundlage für die Gemeinschaft um entsprechende weitere schritte 
im Bereich des rundfunks auf gemeinschaftlicher ebene zu unter-
nehmen. 
Der fall sacchi gelangte als Vorabentscheidungsverfahren des ita-
lienischen Gerichts aus Biella an den euGh. Gegen Giuseppe sac-
chi, Besitzer des fernsehsenders telebiella, wurde ein strafverfah-
ren eröffnet, da er durch Ausstrahlung eigener fernsehsendungen 
und Werbeinhalte erstens gegen das staatliche rundfunkmonopol 
der radio Audizione italia (rAi) verstossen hatte und sich zweitens 
weigerte, die Gebühr für die fernsehempfänger zu entrichten. herr 
sacchi bestritt die Vereinbarkeit der nationalen regelungen mit dem 
eWG-Vertrag, insbesondere in Bezug auf den Grundsatz des frei-
en Warenverkehrs und des gemeinschaftlichen Wettbewerbsrechts.96 

95 rs. c-155/73 sacchi, slg. 1974, s. 411-433.
96 rs. c-155/73 sacchi, slg. 1974, s. 421ff.
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Der euGh ging in seinem urteil mit den schlussanträgen97 des Ge-
neralanwalts reischl einig, dass es sich im vorliegenden fall nicht 
um eine „[...] Behinderung in der einfuhr von fernsehbotschaften 
noch der träger derartiger sendungen [...]“98 handelte, sondern dass 
das staatliche Monopol in der Weiterverbreitung von fernsehinhalten 
liege und der rundfunk deshalb in den Bereich der Dienstleistungen 
einzuordnen ist.99 Der euGh ging mit italien einig, dass ein staatli-
ches Monopol des öffentlich-rechtlichen rundfunks mit dem Art. 90 
des eWG-Vertrags (Art. 106 AeuV) vereinbar ist, solange dies nicht 
zu einer Diskriminierung von Bürgern anderer Mitgliedstaaten führ-
te.100 nach Auslegung des euGh war es also den Mitgliedstaaten ge-
stattet unternehmen, die eine kulturelle und informatorische Aufgabe 
erfüllten, dem Wettbewerb zu entziehen. in Bezug auf die fragestel-
lung ist es allerdings wichtig festzuhalten, dass der euGh öffentlich-
rechtliche rundfunkanbieter aufgrund ihrer kaufmännischen Betäti-
gung auf dem Werbemarkt sehr wohl als Unternehmen definierte 101 
und deshalb in Bezug auf ihr Marktverhalten den Wettbewerbsregeln 
der Gemeinschaft unterstellte.102 Der fall sacchi wird deshalb in der 
heutigen fachliteratur für die entwicklung und den Zustand der heu-
tigen Medienpolitik der eu aus zwei Gründen als relevant bezeichnet. 
erstens wurde durch die Kategorisierung des rundfunks als Dienst-
leistung die Basis für weitere gemeinschaftliche regelungen gelegt. 
Zweitens bedeutete die Definition der öffentlich-rechtlichen Anstalten 
als unternehmen, dass diese gemäss dem gemeinschaftlichen Wett-

97 schlussanträge des Generalanwalts Gerhard reischl vom 20. März 1974 in der 
rs. c-155/73 sacchi, slg. 1974, s. 433-447.
98 schlussanträge des Generalanwalts Gerhard reischl vom 20. März 1974 in der 
rs. c-155/73 sacchi, slg. 1974, s. 440f.
99 rs. c-155/73 sacchi, slg. 1974, s. 428.
100 ebd., s. 431f.
101 Die beiden Mitgliedstaaten italien und Deutschland argumentierten in ihren 
stellungnahmen, dass die öffentlich-rechtlichen sender aufgrund ihrer Ausübung 
eines allgemein wirtschaftlichen interesses keine unternehmen im sinne des eWG-
Vertrags darstellten. siehe rs. c-155/73 sacchi, slg. 1974, s. 430.
102 ebd., s. 431.
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bewerbsrecht zu operieren haben.103

Der euGh bestätigte die sacchi-rechtsprechung in den späteren 
entscheiden Debauve104 und Bond van Adverteerders105 und führte 
diesbezüglich aus, dass die Distribution via Kabelfernsehen gleicher-
massen auszulegen ist106. 
Wie DÖRR/SCHWARTMANN vermerkt107, geht der euGh im Bond van 
Adverteerders-entscheid erstmals näher auf den grenzüberschreiten-
den charakter des rundfunks als Dienstleistung ein. Ohne Vorliegen 
einer grenzüberschreitenden eigenschaft wäre die Anwendung des 
Gemeinschaftsrechts nicht möglich.108 Der euGh legte im genannten 
entscheid dar, dass bei der Verbreitung von fernsehprogrammen mit 
Werbeinhalten zwei gesonderte Dienstleistungen vorliegen. Zum ei-
nen speisen in einem Mitgliedstaat ansässige Kabelnetzbetreiber die 
Programme von sendeanstalten aus anderen Mitgliedstaaten in ihr 
netz ein. Zum anderen bieten diese sendeanstalten auch Werbekun-
den im empfangsstaat die Dienstleistung an, Werbung zu schalten. 
sowohl die nutzung der infrastruktur als auch die Werbung werden 
gegen Entgelt geleistet und entsprechen deshalb der Definition von 
Dienstleistungen, wie im eWG-Vertrag in Art. 60 (heute Art. 57 AeuV) 
aufgeführt wird. 

103 siehe holtz-Bacha (2006), s. 87.
104 rs. c-52/79 Debauve, slg. 1980, s. 834-860.
105 rs. c-352/85 Bond van Adverteerders u.a. gegen niederländischer staat, slg. 
1988, s. 2124-2137.
106 Die Lehrmeinungen zur Auslegung des euGh, dass es sich beim rundfunk um 
eine Dienstleistung handelt, fallen teilweise sehr kritisch aus. so argumentiert MArch 
hunninGs, dass die fehlende Begründung in den entscheiden sacchi und Debauve 
zu kritisieren ist, da seitens des euGh nicht auf den grenzüberschreitenden charakter 
der Dienstleistung eingegangen wird. Zudem wird die frage aufgeworfen, ob der 
rundfunk nicht vielmehr ein Gut (Übertragung von inhalten) als eine Dienstleistung 
darstellt. siehe: neville March hunnings (1980): case 52/79, Procureur du roi v. 
Debauve and Others. in: common Market Law review, nr. 17, s. 564 f u. 568f.
107 Dörr/schwartmann (2010), s. 183.
108 in diesem falle wurde geprüft, ob Dienstleistungen im sinne der Art. 59 u. 60 
des eWG-Vertrags (Art. 56 u. 57 AeuV) vorliegen. siehe rs. c-352/85 Bond van 
Adverteerders u.a. gegen niederländischer staat, slg. 1988, s. 2130f.
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so wie der euGh in den ersten beiden entscheiden nicht näher auf 
den Dienstleistungscharakter des rundfunks einging, so ist auch 
erst in den Lehrmeinungen zum Bond van Adverteerders-entscheid 
eine eingehendere Auseinandersetzung mit dem Dienstleistungsas-
pekt des Rundfunks vorzufinden.109 De BLOis begrüsste in seinem 
Aufsatz die Klarstellung des Gerichtshofs bezüglich den Dienstleis-
tungsaspekten des rundfunks, verwies aber auf den umstand, dass 
gerade der öffentlich-rechtliche rundfunk aufgrund seiner speziellen 
rechtsnatur ein sachgebiet darstellt, welches wohl kaum in den Köp-
fen der Verfasser des eWG-Vertrags war.110 es sei deshalb abzuwar-
ten inwiefern die Gemeinschaft in ihrem Vorhaben reüssieren würde, 
das mitgliedstaatliche rundfunksystem in einklang mit dem Prinzip 
der Dienstleistungsfreiheit zu bringen.111

Die rechtsprechung des euGh zum rundfunk als Dienstleistung 
zeigt, dass der Gerichtshof die grenzüberschreitenden Dienstleis-
tungseigenschaften des rundfunks stetig präzisierte und auf ver-
schiedene Distributionsmethoden und sowohl öffentlich-rechtliche als 
auch private Anbieter anwendete. Dabei hielt er fest, dass es zwar in 
der Kompetenz der Mitgliedstaaten liegt, den Leistungsauftrag der 
Rundfunkanbieter im Rahmen ihrer Kulturpolitik zu definieren, und 
diese sich auf die Ausnahmeregelungen in Art. 106 AeuV berufen 
können. Diesen Ausnahmeregelungen sind aber wettbewerbsrecht-
liche Grenzen gesetzt. Gleichsam ist es aber auch den rundfunkan-
bietern nicht vollumfänglich gestattet auf die Dienstleistungsfreiheit 
abzustellen, um gesetzliche Bestimmungen in den Mitgliedstaaten zu 
umgehen.112

109 Die Vermutung liegt nahe, dass die damals anhaltende Überarbeitung der ge- 
planten richtlinie „fernsehen ohne Grenzen“ in der rechtslehre an Aufmerksamkeit 
gewann und deshalb auch dienstleistungspezifische Fragen im vorliegenden 
entscheid das interesse weckten.
110 Matthijs De Blois (1990): case 352/85, Bond van Adverteerders v. the 
netherlands state, Judgment of 26 April 1988,  in: common Market Law review, nr. 
27, s. 371.
111 De Blois (1990), s. 381.
112 siehe rs. c-23/93 tV 10 sA gegen commissariaat voor de Media, slg. 1994, 
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2.1.3 Entwicklung des primärrechts

Wie die rechtsprechung des euGh über den rundfunk als Dienst-
leistung deutlich machte, sind sowohl kompetenzrechtliche als auch 
wettbewerbsrechtliche Bestimmungen für das Verständnis der Mate-
rie relevant. Beide Aspekte werden in den folgenden zwei Abschnit-
ten näher betrachtet.
Da die eu selbst über keine Kompetenz-Kompetenz verfügt, kann 
sie nur über Kompetenzen verfügen, die ihr im rahmen der Verträge 
von den Mitgliedstaaten zugewiesen wurden. Wie in den Artikeln 4 
und 5 euV festgehalten wird, kann die eu gemäss dem Grundsatz 
der begrenzten einzelermächtigung tätig werden. Dabei gelten die 
Prinzipien der subsidiarität und der Verhältnismässigkeit. seit dem 
Lissabonner Vertrag wird zwischen ausschliesslichen (Art. 2 Abs. 1 
AeuV), geteilten (Art. 2 Abs. 2 AeuV) und unterstützenden Kom-
petenzen (Art. 2 Abs. 5 AeuV) unterschieden. Da der rundfunk in 
den Verträgen nicht explizit genannt wird, kann bei der Auslegung 
des euGh in diesem falle von einer nicht ausdrücklichen Auslegung 
des Primärrechts gesprochen werden. Allerdings hat der euGh kei-
ne Auslegung kultureller Kompetenzen der union vorgenommen, 
sondern diese aufgrund von wettbewerbsrechtlichen Aspekten der 
rundfunkanstalten als unternehmen und infolge ihres Dienstleis-
tungscharakters begründet. Da das Wettbewerbsrecht gemäss Art. 3 
AeuV eine ausschliessliche Kompetenz der union darstellt und die 
herstellung des Binnenmarkts in Art. 4 AeuV als geteilte Kompe-
tenz aufgeführt wird, kann man aus der rechtsprechung des euGh 
folgern, dass der rundfunk eben nicht alleine in den unterstützen-
den Kompetenzbereich der Kultur nach Art. 6 AeuV fällt. Auf welche 
Weise und auf Grundlage welcher rechtlicher Bestimmungen wird im 
falle des rundfunks die Kompetenz zwischen der union und den 

i-4824 sowie Peter Wattel (1995): „case c-23/93, t V 10 sA v. commissariaat voor 
de Media, Judgment of 5 October 1994.“ in: common Market Law review, nr. 32, 
s. 1263.
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Mitgliedstaaten geregelt, wenn dieser nicht alleine in einen bestimm-
ten Kompetenzbereich fällt?
Als Antwort auf diese frage ist sowohl auf die bereits genannte recht-
sprechung als auch auf die entwicklung des Primärrechts aufgrund 
des Amsterdamer Vertrags zu verweisen. in seiner rechtsprechung 
hat der euGh in mehreren entscheiden auf kompetenzrechtliche 
fragen stellung bezogen und das unionsrecht diesbezüglich inter-
pretiert. Bereits bei den genannten entscheiden sacchi113 und tV 10 
sA114 stellte der EuGH klar, dass die Definition des Leistungsauftrags 
und allgemein kultureller Zielsetzungen in den Kompetenzbereich 
der Mitgliedstaaten fallen. Allerdings sind dieser Kompetenz durch 
Art. 106 Abs. 2 AeuV Grenzen gesetzt. Denn unternehmen, welche 
Dienstleistungen von allgemein wirtschaftlichem interesse ausüben, 
sind dennoch an die wettbewerbsrechtlichen Bestimmungen und die 
Ziele der union gebunden. Der euGh unterscheidet also in der Kom-
petenzfrage zwischen inhaltlichen und marktwirtschaftlichen schwer-
punkten. in der rechtstheorie wird hierbei von der frage des rege-
lungsschwerpunkts gesprochen.115 in welcher Weise der euGh bei 
der setzung des regelungsschwerpunkts verfährt, wurde im Jahre 
2006 in den tabakentscheiden c-376/98116 und c-380/03117 festge-
halten. Der euGh erklärte, dass bei der frage nach dem regelungs-
schwerpunkt geprüft werden muss, ob der vom „[...] Gemeinschafts-
gesetzgeber angeführte Zweck tatsächlich verfolgt wird [...]“118. in 
Bezug auf den rundfunk bedeutet dies, dass durch die union erlas-
sene rechtsakte tatsächlich die herstellung des Binnenmarkts und 
die einhaltung der Wettbewerbsbestimmungen beabsichtigen und 
113 siehe rs. c-155/73 sacchi, slg. 1974, s. 431f.
114 rs. c-23/93 tV 10 sA, slg. 1994, rn 18f, i-4832.
115 Dörr/schwartmann (2010), s. 185.
116 rs. c-376/98 Bundesrepublik Deutschland gegen europäisches Parlament und 
rat der europäischen union, slg. 2000, i-8498.
117 rs. c-380/03 Bundesrepublik Deutschland gegen europäisches Parlament und 
rat der europäischen union, slg. 2006, i-11631.
118 rs. c-376/98 Bundesrepublik Deutschland gegen europäisches Parlament und 
rat der europäischen union, slg. 2000, rn 85, i-8524.
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nicht eine eigentliche harmonisierung der kulturellen und inhaltlichen 
Aspekte des rundfunks verfolgen.
Mit dem Amsterdamer Vertrag erhielt das Primärrecht weitere Bestim-
mungen, die in Bezug auf die Medien und insbesondere in Bezug auf 
den öffentlich-rechtlichen rundfunk die Kompetenzfrage präzisierten. 
Der damals eingeführte Art. 167 AeuV („Kulturartikel“) schreibt der 
union vor, dass diese zur förderung der Kulturen in den Mitglied-
staaten beitragen soll und ihre handlungen in kooperierender - und 
falls notwendig unterstützender und ergänzender - Weise zu den mit-
gliedstaatlichen handlungen in bestimmten Bereichen erfolgen sollen. 
im genannten Artikel wird unter Abs. 2 auch der audiovisuelle sektor 
aufgeführt.119

2.1.4 Wettbewerbsrechtliche Bestimmungen

Das Wettbewerbsrecht stellt aufgrund der dualen struktur des rund-
funks ein äusserst wichtiges feld zur Bearbeitung der fragestellung 
dar. Ausgehend von Art. 3 euV basiert die Wirtschaftspolitik der union 
auf der herstellung eines Binnenmarkts, der nach den Grundsätzen 
einer offenen Marktwirtschaft und freiem Wettbewerb funktioniert.120 
Da öffentlich-rechtliche rundfunkanbieter durch die rechtsprechung 
des EuGH als Unternehmen definiert wurden, sind die Bestimmun-
gen des Wettbewerbsrechts auf sie ebenso anwendbar. in Bezug 
auf unternehmen gelten das Kartellverbot (Art. 101 AeuV), das Ver-
bot des Missbrauchs einer marktbeherrschenden stellung (Art. 102 
AeuV) und die fusionskontrollverordnung121 als Kernstück des eu-
Wettbewerbsrechts. Das Wettbewerbsrecht richtet sich jedoch nicht 
119 für eine ausführliche rechtliche Betrachtung in Bezug auf die Medien siehe 
helwig (2009), s. 239f u. 290f.
120 Art. 119 AeuV Abs. 1.
121 Verordnung nr. 139/2004/eG des rates vom 20. Januar 2004 über die Kontrolle 
von unternehmenszusammenschlüssen («eG-fusionskontrollverordnung»), ABl. nr. 
L 24 vom 29.01.2004, s. 1–22.
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ausschliesslich an unternehmen, sondern adressiert durch die Artikel 
106 und 107 AeuV ebenfalls die Mitgliedstaaten. Beide ebenen des 
Wettbewerbsrechts sind im Kontext der rundfunkdebatte und der 
Medienpolitik wichtige elemente, da die eu mittels dieser Bestim-
mungen in die operative tätigkeit der unternehmen und ebenso in 
die medienökonomischen strukturen der Mitgliedstaaten eingreifen 
kann.
Da die Mitgliedstaaten über den Leistungsauftrag Aufgabe und Defi-
nition des rundfunks bestimmen, spielt die finanzierung des öffent-
lich-rechtlichen rundfunks eine zentrale rolle in der wettbewerbs-
rechtlichen Betrachtung der vorliegenden thematik. Artikel 106 AeuV 
verbietet es den Mitgliedstaaten bei öffentlichen unternehmen und 
solchen mit besonderen oder ausschliesslichen rechten, Massnah-
men aufrechtzuerhalten, die dem Art. 18 AeuV (Diskriminierungs-
verbot) und den in den Verträgen festgehaltenen wettbewerbsrecht-
lichen Artikeln122 entgegenstehen. in Abs. 2 des Artikels 106 AeuV 
wird weiter ausgeführt, dass unternehmen, die mit Dienstleistungen 
von allgemein wirtschaftlichem interesse (nachfolgend DAWi) be-
auftragt werden, ihre Aufgabe ausführen können, solange diese den 
Vorschriften der Verträge, insbesondere denjenigen über den Wett-
bewerb, entspricht.123 Jedoch darf die Anwendung dieser Vorschrif-
ten die Erfüllung ihrer gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen nicht 
verhindern.124 Die einstufung eines unternehmens als DAWi gemäss 
Art. 106 Abs. 2 AeuV ist Voraussetzung dafür, dass diesem im rah-
men des europäischen Wettbewerbsrechts grössere freiheiten bei 
der finanzierung seiner tätigkeiten eingeräumt werden.125 Der öffent-
122 Art. 101 - 109 AeuV.
123 es muss zwischen Dienstleistungen von allgemein wirtschaftlichem und 
Dienstleistungen von allgemeinem interesse unterschieden werden. Letztere 
umfassen Dienstleistungen, die keine wirtschaftliche tätigkeit umfassen und somit 
nicht unter AeuV fallen. siehe Weissbuch der Kommission zu Dienstleistungen von 
allgemeinem interesse: KOM (2004) 374 endg. vom 12.05.2004.
124 Art. 106 Abs. 2 AeuV.
125 Dieser Aspekt wird in Abs. ii, 2.1.5. über den Altmark-entscheid des euGh näher 
behandelt.
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lich-rechtliche rundfunk wurde von der Kommission bereits in seiner 
Mitteilung von 1996 über Leistungen der Daseinsvorsorge in euro-
pa126 als eine DAWi bezeichnet. Mit der Amsterdamer Vertragsrevi-
sion wurde der DAWi-Begriff in Art. 14 AeuV explizit genannt, erfuhr 
jedoch keine nähere Definition im selben oder anderen Artikeln der 
Verträge. Der Begriff wird deshalb einzig über die Mitteilungen, sowie 
die Grün- und Weissbücher der Kommissionen näher definiert. Dort 
heisst es, dass der „Begriff marktbezogene tätigkeiten bezeichnet, 
die im interesse der Allgemeinheit erbracht werden und daher von 
den Mitgliedstaaten mit besonderen Gemeinwohlverpflichtungen ver-
bunden werden.“127 Aufgrund der einführung des neuen Artikels 14 
AeuV aktualisierte die Kommission ihre Mitteilung im Jahre 2001.128 
relevant für die Bearbeitung der rundfunkfrage ist an dieser stelle 
die klar ausformulierte feststellung der Kommission, dass der öffent-
lich-rechtliche rundfunk zwar eine DAWi im sinne des Vertrags dar-
stellt, dieser aber aufgrund seiner Mischfinanzierung die Grundsätze 
der Gestaltungsfreiheit und Verhältnismässigkeit nicht erfüllt und des-
sen finanzierung durch die Mitgliedstaaten somit als eine staatliche 
Beihilfe festgelegt wird.129

Während der Art. 106 AeuV im rahmen der Vertragsvorschriften den 
Mitgliedstaaten erlaubt, unternehmen einen speziellen status oder 
eine Aufgabe zuzuweisen, so umschreibt der Art. 107 AeuV, inwie-
fern ein staatliches Beihilfeverbot gilt und unter welchen Gesichts-
punkten eine staatliche Beihilfe möglich ist. Der Artikel legt fest, dass 
jegliche Beihilfe des Mitgliedstaats an unternehmen oder Produk-
tionszweige, die den handel zwischen den Mitgliedstaaten beein-
trächtigt, mit dem Binnenmarkt unvereinbar ist. in den Abs. 2 und 3 
werden bestimmte sowie mögliche Ausnahmen aufgeführt. in Bezug 
auf den öffentlich-rechtlichen rundfunk stellt sich hierbei die frage, 
ob dessen finanzierung als staatliche Beihilfe gilt oder die unter Art. 
126 ABl. eG nr. c 281 vom 26.09.1996, s. 3-12.
127 ABl. eG nr. c 281 vom 26.09.1996, s. 3.
128 ABl. eG nr. c 17 vom 19.1.2001, s. 4-23.
129 ebd., s. 22f.
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107 Abs. 3d AeuV aufgeführte förderung der Kultur als Ausnahme 
zur Anwendung kommt. Die Kommission nimmt diesbezüglich in ih-
rer Mitteilung über die Anwendung der Vorschriften über staatliche 
Beihilfen auf den öffentlich-rechtlichen rundfunk130 klar stellung und 
bezeichnet „die finanzierung im normalfall als staatliche Beihilfe“.131

2.1.5 Der altmark-Entscheid

nebst den in Art. 107 AeuV ausgeführten Ausnahmen kann eine 
staatliche Beihilfe ebenfalls gemäss Art. 106 Abs. 2 in Bezug auf 
DAWi erlaubt sein. Welche Bedingungen für eine derartige Ausnah-
me erfüllt sein müssen, legte der euGh in seinem Altmark-entscheid 
132 im Jahre 2003 fest.
im Altmark-entscheid ging es um das unternehmen Altmark trans, 
welches von den deutschen Behörden Genehmigungen und Zu-
schüsse für den Betrieb von Linienbussen im Landkreis stendal er-
hielt. Die konkurrenzierende nahverkehrsgesellschaft Altmark erhielt 
keine staatlichen Leistungen, worauf diese gegen den entscheid der 
Behörden Klage erhob. nach Ansicht der nahverkehrsgesellschaft 
Altmark waren die Genehmigungen an die Altmark trans rechtswidrig. 
Das deutsche Bundesverwaltungsgericht legte den fall zur Klärung 
von fragen in Bezug auf das Verbot staatlicher Beihilfe zur Voraben-
tscheidung dem EuGH vor. Der EuGH definierte daraufhin in seinem 
entscheid, dass nach ständiger rechtsprechung und dem eG-Ver-
trag nur dann eine staatliche Massnahme als Beihilfe verstanden wer-
den kann, wenn diese als Vorteil für das begünstigte unternehmen 
betrachtet werden kann.133 Als Beihilfe gelten gemäss dem euGh ei-
130 ABl. eG nr. c 320 vom 15. november 2001, s. 5-11.
131 ebd., rn 17, s. 7.
132 rs. c-280/00 Altmark trans Gmbh und regierungspräsidium Magdeburg gegen 
nahverkehrsgesellschaft Altmark Gmbh, slg. 2003, i-7810.
133 rs. c-280/00 Altmark trans Gmbh und regierungspräsidium Magdeburg gegen 
nahverkehrsgesellschaft Altmark Gmbh, slg. 2003, rn 83f, i-7838.
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nerseits direkte oder indirekte Massnahmen, die das unternehmen 
begünstigen, oder andererseits die schaffung eines wirtschaftlichen 
Vorteils, der das betroffene unternehmen „ [...] unter normalen Markt-
bedingungen nicht erhalten hätte.“134 ein solcher Vorteil ist nach Aus-
legung des Gerichtshofs allerdings nicht gegeben, wenn die staatliche 
Massnahme als Ausgleich  für die erfüllung gemeinwirtschaftlicher 
Verpflichtungen anzusehen ist.135 Damit eine staatliche Massnahme 
als ein derartiger Ausgleich verstanden werden kann, sind indes vier 
Voraussetzungen zu erfüllen. 
erstens muss dem begünstigten unternehmen tatsächlich die erfül-
lung von gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen zugewiesen wor-
den und dieser Leistungsauftrag muss klar definiert sein.136 Zweitens 
müssen die Parameter für die Berechnung des Ausgleichs objektiv 
und transparent sein.137 Drittens darf der Ausgleich die Kosten zur er-
füllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen nicht übersteigen. 
Diese Vorgabe verhindert, dass dem begünstigten unternehmen ein 
Vorteil erwachsen würde, der den Wettbewerb verfälschen könnte.138 
Viertens muss die höhe des Ausgleichs den Kosten eines durch-
schnittlichen und gut geführten unternehmens vergleichbarer tätig-
keit entsprechen.139 Diese letzte Voraussetzung entstammt dem Kos-
tendeckungsprinzip und gilt nur, wenn die Wahl des unternehmens 
nicht in einem Verfahren zur Vergabe öffentlicher Aufträge erfolgte.140

Die vier aufgeführten Voraussetzungen gelten seither als rechtliche 

134 ebd., rn 84, i-7838.
135 ebd., rn 87, i-7839.
136 ebd., rn 89, i-7839.
137 ebd., rn 90, i-7840.
138 rs. c-280/00 Altmark trans Gmbh und regierungspräsidium Magdeburg gegen 
nahverkehrsgesellschaft Altmark Gmbh, slg. 2003, rn 92, i-7840.
139 KOeniG bezweifelt die Durchführbarkeit eines objektiven Kostenvergleichs 
im falle des öffentlichrechtlichen rundfunks. siehe: christian Koenig (2004): „Die 
rundfunkgebühren auf dem Prüfstand des Altmark trans urteils des europäischen 
Gerichtshofs“. in: Zeitschrift für urheber- und Medienrecht, Jg. 48, s. 810f.
140 rs. c-280/00 Altmark trans Gmbh und regierungspräsidium Magdeburg gegen 
nahverkehrsgesellschaft Altmark Gmbh, slg. 2003, rn 93, i-7840.
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Grundlage bei der Bearbeitung der frage, ob eine staatliche Mass-
nahme gemäss Art. 106 Abs. 2 AeuV als staatliche Beihilfe bei DAWi 
eingeordnet werden kann oder nicht. Die rechtsprechung des euGh 
im fall Altmark dient deshalb auch der Kommission als Grundlage bei 
der Bearbeitung von Beschwerden über die finanzierung des öffent-
lich-rechtlichen rundfunks.141

2.2 Vorgehensweise der Kommission

Wie in Abs. ii, 1.2.4. ausgeführt, hat die Kommission bereits im Jah-
re 2001 in ihrer „Mitteilung über die Anwendung der Vorschriften 
über staatliche Beihilfen auf den öffentlich-rechtlichen rundfunk“142 
dargelegt, wie sie in Beschwerdefällen über die finanzierung des 
öffentlich-rechtlichen rundfunks vorzugehen gedenkt. Aufgrund des 
Altmark-entscheids143 und der erweiterung des medienpolitischen 
regulierungsrahmens durch die AVMD-richtlinie, veröffentlichte die 
Kommission im Jahre 2009 eine aktualisierte Version144 ihrer Mittei-
lung. Darin hält die Kommission fest, dass aufgrund der Auslegung 
des Art. 107 Abs. 1 AeuV sowie ständiger rechtsprechung des Ge-
richtshofs die finanzierung des öffentlich-rechtlichen rundfunks als 
staatliche Beihilfe einzuordnen ist.145

Die Prüfung der Kommission liegt folglich darin festzustellen, ob im 
jeweiligen fall eine Ausnahmeregelung gemäss Art. 107 Abs. 3d) 
AEUV oder Art. 106 Abs. 2 AEUV Anwendung findet. Um zu ermitteln, 
141 Gemäss LeiBenAth sind die vier kumulativ zu erfüllenden Bedingungen kritisch 
zu betrachten. siehe: christoph Leibenath (2006): „Gemeinschaftliches Beihilfenrecht 
und mitgliedstaatliche finanzierung von Leistungen der Daseinsvorsorge“. in: 
europarecht, Jg. 38, s. 1061-1065.
142 ABl. eG nr. c 320 vom 15.11.2001, s. 5-11.
143 siehe auch: Andreas Bartosch (2004): „Die Kommissionspraxis nach dem urteil 
des euGh in der rechtssache Altmark. Worin liegt das neue?“ in: europäische 
Zeitschrift für Wirtschaftsrecht, Jg. 15, s. 295-301.
144 ABl. eu nr. c 257 vom 27.10.2009, s. 1-14.
145 ABl. eu nr. c 257 vom 27.10.2009, rn 21f, s. 4.
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ob die staatliche Massnahme als Vorteil für das begünstigte unter-
nehmen zu werten ist, hält sich die Kommission in ihrer Prüfung an 
die vier Voraussetzungen, die im Altmark-entscheid festgehalten wur-
den. erfüllt das öffentlich-rechtliche rundfunkunternehmen nicht alle 
diese Voraussetzungen, so ist von einer Verfälschung des Wettbe-
werbs auszugehen.146 Die Altmark-rechtsprechung stellt aber nicht 
die einzige mögliche freistellungsregelung dar, die zur Anwendung 
kommen kann. Gemäss Art. 107 Abs. 3d) AeuV können Beihilfen 
zur förderung der Kultur eine mit dem Gemeinsamen Markt verein-
bare Massnahme darstellen. Die Kommission hält jedoch fest, dass 
eine freistellung vom Verbot staatlicher Beihilfe strikt auszulegen ist. 
in Bezug auf den oben genannten Artikel bedeutet dies, dass aus-
schliesslich Massnahmen zur förderung der Kultur gemeint sind. Der 
Kulturbegriff ist deshalb von „bildungsbezogenen und demokratischen 
Bedürfnissen“ klar abzugrenzen.147 nach Auffassung der Kommission 
liegen staatlichen finanzierungsmassnahmen des öffentlich-rechtli-
chen rundfunks normalerweise nicht alleine kulturelle Überlegungen 
zu Grunde, so dass eine freistellung gemäss Art. 107 Abs. 3d) AeuV 
in der regel nicht in Betracht gezogen werden kann. Da staatliche 
Leistungen für öffentlich-rechtliche rundfunkanstalten normalerwei-
se als Ausgleich für die erfüllung des öffentlich-rechtlichen Leistungs-
auftrags gesprochen werden, müssen diese gemäss Mitteilung der 
Kommission nach Art. 106 Abs. 2 AeuV geprüft werden.148 Die Kom-
mission hält sich bei ihrer Prüfung an die restriktive Auslegung des 
euGh, gemäss deren drei Kriterien gegeben sein müssen, damit eine 
Massnahme unter die Ausnahmeregelung fällt. erstens muss eine 
DAWI vom Mitgliedstaat klar als solche definiert werden.149 Zweitens 
muss das unternehmen vom Mitgliedstaat explizit mit dieser Aufgabe 
betraut werden150 und drittens darf die erfüllung dieses Auftrags nicht 
146 ebd., rn 24, s. 5.
147 ebd., rn 34, s. 6.
148 ebd., rn 35, s. 6.
149 ebd., rn 44f, s. 7.
150 ABl. eu nr. c 257 vom 27.10.2009, rn 50-53, s. 8.
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zur Beeinträchtigung des handels führen und muss deshalb verhält-
nismässig gestaltet sein.151

Häufigster Streitpunkt bei Beschwerden von privaten Rundfunkanbie-
tern stellt die finanzierung des öffentlich-rechtlichen rundfunks dar. 
Gemäss dem Protokoll von Amsterdam fällt die finanzierung in die 
Kompetenz der Mitgliedstaaten. Die Kommission erachtet die Misch-
finanzierung (öffentliche Mittel und Werbeeinnahmen) deshalb wie 
die Einzelfinanzierung (Finanzierung lediglich aus öffentlichen Mit-
teln) als zulässige einnahmepraxis des öffentlich-rechtlichen rund-
funks.152 Allerdings sind die öffentlich-rechtlichen Anbieter bei einer 
Mischfinanzierung gemäss der Transparenzrichtlinie angehalten, 
Kostentransparenz auf einnahme- und Ausgabenseite zu schaffen. 
Wie der name der richtlinie andeutet, besteht ihr Ziel darin, sowohl in 
den finanziellen Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und öf-
fentlichen unternehmen als auch innerhalb bestimmter unternehmen 
transparenz herzustellen. Die richtlinie bezieht sich auf Abs. 1 und 2 
des Art. 106 AeuV, der es den Mitgliedstaaten ermöglicht, einzelnen 
unternehmen besondere oder ausschliessliche rechte zu gewähren 
oder eine form des Ausgleichs an unternehmen zu leisten, die mit 
der Ausübung von DAWi betraut sind. Da die Beziehung zwischen 
der öffentlichen hand und den begünstigten unternehmen teilweise 
äusserst komplex sein kann, fordert die richtlinie die Offenlegung 
der Gründe für die Bereitstellung der Mittel sowie deren effektive Ver-
wendung.153 unternehmen, die nicht ausschliesslich mit DAWi betraut 
sind, werden verpflichtet eine getrennte Buchhaltung zu führen, um 
die notwendige Kostentransparenz zu schaffen.154 Da der öffentlich-
rechtliche Rundfunk aufgrund seiner Mischfinanzierung und der da-
mit verbundenen Werbetätigkeit nicht ausschliesslich DAWi anbietet, 
ist er gemäss der transparenzrichtlinie angehalten, eine getrennte 
Buchhaltung zu führen.
151 ebd., rn 70ff, s. 10 u. rn 92f, s. 13.
152 ABl. eu nr. c 257 vom 27.10.2009, rn 57f, s. 9.
153 ebd., rn 13, s. 17.
154 ebd., rn 2 d) u. e), s. 19.
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interessanterweise gesteht die Kommission aber ein, dass eine ge-
trennte Buchführung, besonders auf Ausgabeseite, schwierig zu rea-
lisieren ist.155

es lässt sich bei der Betrachtung des Kommissionsvorgehens ab-
schliessend festhalten, dass bei Beschwerden über die finanzierung 
des öffentlich-rechtlichen rundfunks vorwiegend eine Ausnahme-
regelung gemäss Art. 106 Abs. 2 AeuV geprüft wird. Dabei muss 
das begünstigte rundfunkunternehmen die drei Voraussetzungen 
der Definition, Betrauung und Verhältnismässigkeit allesamt erfüllen. 
Gemäss dem Amsterdamer Protokoll kann bei der Definition und der 
Betrauung insofern von den betreffenden Bestimmungen des unions-
rechts abgewichen werden156, wie die finanzierung des öffentlichen-
rechtlichen rundfunks zu keinen handelshemmnissen innerhalb der 
eu führen.157

III. Fallbeispiele

Aufbauend auf dem dargelegten hintergrundwissen aus den Politik- 
und rechtswissenschaften werden nun im Analyseteil der vorliegen-
den Arbeit beide sichtweisen zusammengeführt. Dies ermöglicht eine 
interdisziplinäre Bearbeitung der fragestellung. 
Bei den fallbeispielen handelt es sich einerseits um einen entscheid 
im falle der nederlandse Omroep stichting und andererseits um ein 
Verfahren über das öffentliche-rechtliche rundfunksystem Deutsch-
155 ebd., rn 60f u. 65, s. 9.
156 An dieser stelle ist allerdings auf die einschätzung BAuers zu verweisen, 
welcher wegen des Altmark-entscheids und der überarbeiteten transparenzrichtlinie 
eine anhaltende sonderbehandlung des rundfunks aufgrund des Protokolls von 
Amsterdam als problematisch erachtet. siehe: stefan Bauer (2006): „rechtssicherheit 
bei der finanzierung gemeinwirtschaftlicher Leistungen? Zum Verhältnis zwischen 
Art. 87 i eG und Art. 86 ii eG nach der Altmark-entscheidung des euGh“ in: 
europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht, Jg. 17, s. 11.
157 ABl. eu nr. c 257 vom 27.10.2009, rn 38, s. 6.



49

lands (Kommission vs. Deutschland). Die Auswahl der fallbeispiele 
gründet auf der tatsache, dass die entscheide der Kommission in 
zwei Kategorien eingeteilt werden können: entscheidungen auf der 
ebene von unternehmen und entscheidungen auf der ebene von 
Mitgliedstaaten. in der Vergangenheit behandelte eine Vielzahl der 
Entscheide die Finanzierung sowie Auftrag und Definition der öffent-
lich-rechtlichen rundfunkanstalten und deren Vereinbarkeit mit den 
eu-Verträgen. Diese entscheidungen auf unternehmensebene sind 
der ersten Kategorie zuzuordnen. sie wurden in den vergangenen 
Jahren durch Verfahren der Kommission ergänzt, die die finanzie-
rung des öffentlich-rechtlichen rundfunksystems des jeweiligen Mit-
gliedstaats generell untersuchen und demnach in die zweite Katego-
rie fallen.158 Beiden Kategorien ist gemein, dass ihnen Beschwerden 
privater Anbieter zu Grunde liegen. für die Analyse der fragestellung 
scheint es deshalb sinnvoll, ein fallbeispiel aus der jeweiligen Kate-
gorie auszuwählen und im hinblick auf die fragestellung zu untersu-
chen.

1. Nederlandse omroep stichting (Nos)

Die entscheidung159 über die finanzierung der nederlandse Omro-
ep stichting (= niederländische rundfunkstiftung; nachfolgend nOs) 
ist auf Beschwerden mehrerer privater Anbieter aus den niederlan-
den zurückzuführen. Grund für die einleitung eines Verfahrens war 
gemäss der Kommission die Vermutung, dass die nOs  zu ihrer 
finanzierung nebst den jährlichen einnahmen aus der staatlichen 
rundfunkgebühr zusätzlich mittels so genannter Ad-hoc-Zahlun-
158 Für eine Auflistung aller Kommissionsentscheide über staatliche Beihilfe bei 
öffentlich-rechtlichen rundfunkanstalten zwischen 1990 bis 2010, siehe urL: http://
ec.europa.eu/competition/sectors/media/decisions_psb.pdf (Aufruf: 15.06.2012).
159 entscheidung der Kommission vom 22. Juni 2006 über die Ad-hoc-finanzierung 
öffentlichrechtlicher rundfunkanstalten in den niederlanden c 2/2004 (ex nn 
170/2003), ABl. eu nr. L 49 vom 22.02.2008, s. 1-24.
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gen unerlaubt hohe rücklagen bildete.160 Diese Ad-hoc-Zahlungen 
stammten aus verschiedenen fonds, die entweder vom staat oder 
von den öffentlich-rechtlichen Anstalten verwaltet wurden. sie dien-
ten der nOs als finanzhilfe für den erwerb von Programmrechten 
oder für die Produktion von neuen inhalten.161 Weil diese zusätzliche 
finanzierungsquelle der nOs seit 1994 bestand, prüfte die Kommis-
sion die beschriebenen Beihilfemassnahmen gemäss Art. 108 Abs. 3 
AeuV als neue Beihilfen.
in ihrem entscheid befand die Kommission, dass aus mehreren Grün-
den eine staatliche Beihilfe vorlag und deshalb Art. 107 Abs. 1 AeuV 
zur Anwendung komme.162 Weiter führte die Kommission aus, dass 
die Beihilfe an die nOs eine Begünstigung darstellte, die keinem 
vergleichbaren unternehmen gewährt worden wäre und folglich eine 
Wettbewerbsverzerrung vorlag. Da das Angebot der nOs ferner nicht 
auf den niederländischen raum beschränkt war, lag zudem eine Be-
einträchtigung des handels zwischen den Mitgliedstaaten vor.
Wie im vorangegangenen Abschnitt über das Vorgehen der Kommis-
sion beschrieben, wurde in einem nächsten schritt die Vereinbarkeit 
der vorliegenden Beihilfe mit Art. 106 Abs. 2 AeuV geprüft. nach An-
sicht der Kommission wurde die nOs hinreichend und klar von den 
Niederlanden als DAWI definiert und beauftragt.163 Allerdings folgerte 
sie, dass bestimmte Zuschüsse164 aus den Ad-hoc-Zahlungen in kei-
nem Verhältnis zu den erforderlichen Kosten der nOs standen und 

160 ebd., rn 33f, s. 4.
161 ebd., rn 37-45, s. 5.
162 es lag erstens ein transfer staatlicher Mittel vor (ebd., rn 86f u. 90, s. 10.) 
sowie zweitens ein unzulässiger Vorteil, der im sinne des Altmark-entscheids nicht 
als Ausgleich betrachtet werden kann (ebd., rn 93-99, s. 11.).
163  ABl. eu nr. L 49 vom 22.02.2008, rn 122f, s. 14.
164 Genauer ging es hierbei um Zahlungen an die Verwaltung der nOs (die so 
genannte Publieke Omroep, auch PO genannt), die als Koordinator des öffentlich-
rechtlichen rundfunks wirkt. Bei den Zahlungen handelte es sich um überschüssige 
rücklagen der einzelnen öffentlich-rechtlichen sender. Da die sender als DAWi 
gemäss der transparenzrichtlinie nur beschränkt rücklagen bilden können, wurde 
der überschüssige Betrag an die PO überwiesen.
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diese deshalb nicht mit dem Binnenmarkt vereinbar waren. 165 Die 
Kommission entschied darauf, dass Ad-hoc-Zahlungen von 76,327 
Mio. euro von den niederländischen Behörden zurückgefordert wer-
den müssen.
Die entscheidung der Kommission wurde sowohl von der nOs als 
auch den niederländischen Behörden beim Gericht angefochten.166 
Beide Parteien waren der Meinung, dass die Kommission die bean-
standeten rücklagen zu unrecht und in mangelhafter Weise als Ge-
währung neuer Beihilfe auslegte. Da das Gericht die Klage abwies 
und die entscheidung der Kommission bestätigte, legten die nOs 
und das Königreich der niederlande daraufhin rechtsmittel ein und 
gelangten an den euGh.167 Die beiden eingelegten rechtsmittel 
betreffend derselben sache wurden kurz vor einreichen der vorlie-
genden Arbeit durch den Präsident des Gerichtshofs gestrichen.168 
nähere Angaben über die Beweggründe der streichung wurden 
bislang weder durch das Königreich der niederlande und die nOs 
noch durch den Gerichtshof selbst vorgelegt.
inwiefern hat die vorliegende entscheidung der Kommission die rolle 
der nOs als Vierte Gewalt verändert?
Die Vierte Gewalt wurde im theorieteil der Arbeit als informations- 
und Kontrollfunktion der Medien definiert. Da sich die Entscheidung 
der Kommission auf wettbewerbs- und binnenmarktrelevante Be-
reiche begrenzte, hatte die rückzahlung der Gelder zwar keine di-
rekten Auswirkungen auf die inhaltliche tätigkeit der nOs. Der in-
direkte Einfluss ist jedoch nicht zu unterschätzen. Wie im Entscheid  
der Kommission festgehalten wurde, dienten die rücklagen als fi-
nanzspritze oder als zusätzliche finanzierungsquelle bei grösseren 
Produktionen.169 Durch die entscheidung der Kommission ist es der 

165 ABl. eu nr. L 49 vom 22.02.2008, rn 178, s. 22.
166 siehe verbundene rechtssachen t-231/06 u. t-237/06.
167 rs. c-104/11 P und rs. c-105/11 P.
168 siehe ABl. eu nr. c 235 vom 04.08.2012, s. 12.
169 ABl. eu nr. c 235 vom 04.08.2012, rn 38 u. 41, s. 5.



52

nOs inskünftig nicht mehr erlaubt über die PO170 als Verwaltung 
der NOS weitere Rücklagen zu bilden. Um den finanziellen Ausfall 
zu kompensieren, stehen einem öffentlich-rechtlichen sender zwei 
Wege offen. entweder er reduziert die Kosten oder er versucht die 
einnahmen zu erhöhen. eine reduktion der Kosten könnte Abstriche 
bei der inhaltlichen Qualität zur folge haben, da weniger Mittel für 
die recherche und Bearbeitung der Programme bereit stehen. eine 
erhöhung der einnahmen hingegen würde bedeuten, dass inhalte 
vermehrt über Werbung und Sponsoring finanziert werden müssen. 
Die öffentlich-rechtlichen sender unterliegen jedoch aufgrund ihres 
speziellen status in den meisten Mitgliedstaaten strengeren Werbe- 
und sponsoringbestimmungen als private Anbieter. Ausserdem be-
steht die Gefahr, dass inhalte anhand ihrer Attraktivität für Werbepart-
ner ausgewählt werden und somit die funktion der Medien als Vierte 
Gewalt leidet. Beide Wege können deshalb umfang und Qualität der 
Programminhalte und somit die informations- und Kontrollfunktion 
des senders tangieren.
im vorliegenden fall muss allerdings erwähnt werden, dass die ge-
forderten Rückzahlungen lediglich die finanziellen Rücklagen an den 
Verwaltungsapparat der NOS betrafen. Ob dieser Wegfall an finanzi-
ellen Mitteln ebenfalls zu Veränderungen auf Programmebene führt, 
lässt sich angesichts des ausbleibenden entscheids des euGh leider 
nicht beurteilen.
Das fallbeispiel zeigt auf, dass trotz des Protokolls von Amsterdam 
zwischen den Mitgliedstaaten und der eu keine einigkeit darüber 
herrscht, wie die finanzierung des öffentlich-rechtlichen rundfunks 
genau zu regeln ist. Zwar schuf die transparenzrichtlinie exaktere 
Vorgaben, die bestimmen, wie die Mitgliedstaaten die finanzierung 
und Buchhaltung der öffentlichen-rechtlichen rundfunkanstalten eu-
konform umsetzen müssen. Die unterschiedlichen finanzierungs-
systeme und die teilweise komplexen Organisationsstrukturen der 
öffentlich-rechtlichen rundfunksysteme führen aber dennoch zu ei-
170 siehe Anmerkung nr. 164 für eine erläuterung des Kürzels.
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ner fallabhängigen Prüfung durch die Kommission, beziehungsweise 
durch die Gerichte. Dieser umstand erscheint für beide Parteien un-
befriedigend. für die Kommission erfordert die Bearbeitung solcher 
Beschwerden ein hoher rechercheaufwand und erschwert ihr Vor-
haben, ein einheitliches Vorgehen, wie in Abs. ii, 2.2. beschrieben, 
zu etablieren. für die Mitgliedstaaten und die betroffenen öffentlich-
rechtlichen sowie privaten rundfunkanstalten führt die situation zu 
einer anhaltenden rechtsunsicherheit über die finanzierung des 
öffentlich-rechtlichen rundfunksystems. 
in Bezug auf die rolle der Medien als Vierte Gewalt ist festzuhalten, 
dass die möglichen finanziellen Einschränkungen, die eine Bestäti-
gung des entscheids durch den euGh mit sich bringen würde, durch-
aus das Potenzial haben die informations- und Kontrollfunktion des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks indirekt zu beeinflussen. Die Kon-
sequenzen einer indirekten Einflussmöglichkeit sind aus gegenwär-
tiger sicht aber nicht abzuschätzen, da bislang keine vergleichbaren 
fälle171 entschieden worden sind und deshalb keine Aussagen über 
die langfristigen Auswirkungen gemacht werden können. Die Beein-
flussung der inhaltlichen Ebene des Rundfunks über den indirekten 
Kanal muss deshalb als these betrachtet werden.

2. Kommission vs. Deutschland

Während sich das vorangegangene Fallbeispiel spezifisch auf ein 
einzelnes rundfunkunternehmen beschränkte, so wird in der folgen-
den sache der Blick auf das gesamte öffentlich-rechtliche rundfunk-
system eines Mitgliedstaats gerichtet.
Der nOs-fall illustrierte die Problematik der Kommission, dass sie 
auf Beschwerden privater Anbieter hin aufgrund der unterschiedli-
chen regelungen und Organisationsstrukturen des öffentlich-recht-

171 siehe bspw. rs. t-674/11 tV2/Danmark gegen europäische Kommission, Klage 
eingereicht am 30. Dezember 2011.
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lichen Rundfunks im jeweiligen Mitgliedstaat meist fallspezifisch vor-
gehen muss. es überrascht deshalb nicht, dass die Kommission in 
den vergangenen Jahren dazu übergegangen ist, ihren fokus bei 
derartigen Beschwerden auszuweiten und das gesamte öffentlich-
rechtliche rundfunksystem einer Prüfung zu unterziehen.172 Wie 
der entscheidungsliste der Kommission über staatliche Beihilfe bei 
öffentlich-rechtlichen rundfunkanbietern zu entnehmen ist173, hat die 
Kommission ausgehend vom Jahr 2005 im Falle Deutschlands, Ös-
terreichs und spaniens begonnen, solche Verfahren einzuleiten und 
teilweise bereits abgeschlossen. im unterschied zur nOs-entschei-
dung sind bei diesen Verfahren sämtliche öffentlich-rechtlichen rund-
funkanbieter Gegenstand der untersuchung. im folgenden Abschnitt 
wird das Verfahren über das öffentliche-rechtliche rundfunksystem 
Deutschlands174 genauer bearbeitet und im hinblick auf die frage-
stellung diskutiert.
Das Verfahren über das öffentliche-rechtliche rundfunksystem 
Deutschlands wurde auf Beschwerden mehrerer privater Anbieter hin 
eröffnet.175 Die Beschwerden betrafen verschiedene finanzierungs-
aspekte des öffentlich-rechtlichen rundfunksystems in Deutschland, 
wie beispielsweise den Aufbau neuer Online-Dienste, Beihilfen an 
Produktionsgesellschaften, nichteinhaltung der transparenzrichtli-
nie sowie erwerb und Verwertung von sportrechten durch öffentlich-
rechtliche Anbieter.176 Bei der Prüfung der Beschwerden stellte die 
Kommission fest, dass gewisse finanzierungsregelungen nicht mit 
dem eG-Vertrag kompatibel waren und forderte Deutschland zu einer 
172 Dörr/schwartmann (2010), s. 174.
173 siehe: http://ec.europa.eu/competition/sectors/media/decisions_psb.pdf (Aufruf: 
15.06.2012).
174 K(2007) 1761 endg. vom 24.04.2007: staatliche Beihilfe e 3/2005 (ex- cP 
2/2003, cP 232/2002, cP 43/2003, cP 243/2004 und cP 195/2004) – Deutschland. 
Die finanzierung der öffentlichrechtlichen rundfunkanstalten in Deutschland.
175 Bei den Beschwerdeführer handelte es sich um den Verband Privater rundfunk 
und telemedien (VPrt), Kabel Baden-Württemberg und den Pay-tV Anbieter 
Premiere.
176 K(2007) 1761 endg. vom 24.04.2007, rn 67ff, 70 u. 72, s. 18f.
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stellungnahme auf. Die Kommission verlangte eine Präzisierung des 
öffentlichen Auftrags, eine klare Beauftragung und Kontrolle der An-
stalten sowie die einführung einer getrennten Buchhaltung, um kom-
merzielle Dienstleistungen und solche von allgemein wirtschaftlichem 
interesse unterscheiden zu können.177

Deutschland begründete in seiner stellungnahme die Ablehnung der 
genannten forderungen damit, dass eine Prüfung durch staatliche 
stellen die gebotene staatsferne des öffentlich-rechtlichen rund-
funks gefährde. Die von den öffentlich-rechtlichen sendern eigens 
auferlegte Selbstverpflichtung zur Einhaltung des Leistungsauftrags 
sowie der rundfunkstaatsvertrag (rstV) genügte den Ansprüchen ei-
ner klaren Beauftragung und Definition.178

Die beiden Parteien einigten gelangten nach längeren Verhandlun-
gen zur einigung im Mai 2007. Die einigung enthielt zwei bedeutende 
Kompromisse.
im ersten Kompromiss versprach Deutschland bei der Beauftragung 
und Definition des öffentlichen Auftrags eine Präzisierung des Leis-
tungsauftrags in den neuen rstV aufzunehmen. interessanterweise 
kam die Kommission in diesem Punkt von ihrer Position ab, dass der 
gesamte öffentliche Auftrag einer steten staatlichen Prüfung unterzo-
gen werden sollte. hingegen wurden neue Angebote, wie beispiels-
weise Online-inhalte, einer Prüfung durch die Bundesländer unter-
stellt.179

Der zweite relevante Kompromiss bezieht sich auf die finanzierung 
und die getrennte Buchhaltung. hierbei kam Deutschland der for-
derung der Kommission weitestgehend nach, dass kommerzielle 
tätigkeiten von den restlichen tätigkeiten getrennt werden und über 
eine eigene Buchhaltung verfügen müssen.180 Dabei entsprach die 
umsetzung Deutschlands dem Vorschlag der Kommission eine an-
gemessene strukturelle trennung zwischen den beiden tätigkeitsbe-
177 ebd., rn 76f, s. 20f.
178 K(2007) 1761 endg. vom 24.04.2007, rn 87ff u. 92f.
179 ebd., rn 327f, s. 73.
180 ebd., rn 342, s. 76.
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reichen zu erzielen. für die struktur der öffentlich-rechtlichen sender 
in Deutschland bedeutete dies, dass die kommerziellen tätigkeiten 
fortan von rechtlich selbstständigen tochtergesellschaften erbracht 
wurden.181

Die Bundesregierung betonte jedoch, dass sie bei der umsetzung der 
geforderten Massnahmen sowohl die Programmautonomie als auch 
den redaktionellen inhalt der öffentlich-rechtlichen rundfunkanbieter 
respektieren werde.182

ist die Aussage Deutschlands dahingehend zu verstehen, dass auf-
grund der gebotenen rücksichtnahme auf die inhaltliche ebene die 
Massnahmen zu keiner Veränderung der rolle der öffentlich-rechtli-
chen rundfunkmedien in Deutschland geführt haben und auch nicht 
führen werden? Dafür spricht, dass die von der Kommission durch-
gesetzten Massnahmen - entsprechend der theorie des regelungs-
schwerpunkts - nicht auf inhaltliche Änderungen abzielen, sondern 
lediglich die Finanzierung sowie Definition und Auftrag des öffent-
lich-rechtlichen rundfunks näher bestimmen. Betrachtet man die 
forderungen der Kommission, so lassen sich diese gemäss BecK/
MÜnGer nicht als inhaltliche Massnahmen bezeichnen. 183 Die Be-
kräftigung Deutschlands bei der umsetzung der Massnahmen sicher 
zu stellen, dass diese keine Auswirkungen auf die inhaltliche ebene 
haben, zeigt, dass die Wahrung der informations- und Kontrollfunkti-
on ein zentrales Anliegen darstellte. 
im folgenden soll eingehender untersucht werden auf welche Weise 
Deutschland bei der umsetzung sicherstellte, dass trotz den erfor-
derlichen Massnahmen die Programmautonomie und die redaktionel-
181 ebd., rn 343, s. 76.
182 ebd., rn 325, s. 73.
183 BECK/MÜNGER teilen in ihrer Studie die Ansicht DÖRRS, dass die Kommission 
durch die Transparenzrichtlinie keine Einflussnahme auf das Programm des 
rundfunks ausübe, sondern lediglich auf wettbewerbsrechtlicher ebene wirkt. siehe: 
Daniel Beck/tamara Münger (2003): Die neue transparenzrichtlinie der eu und ihre 
Auswirkungen auf den öffentlich-rechtlichen rundfunk. in: Patrick Donges/Manuel 
Puppis (hrsg.): Die Zukunft des öffentlichen rundfunks. internationale Beiträge aus 
Wissenschaft und Praxis, herbert von halem Verlag, Köln, s. 250.
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le unabhängigkeit der öffentlich-rechtlichen sender gewahrt werden 
konnte. 
Bei näherer Betrachtung des Kompromisses zwischen Deutschland 
und der Kommission sind zwei Massnahmenbereiche hervorzuheben, 
die es Deutschland ermöglichten eine solche Abgrenzung vorzuneh-
men.
Der erste Bereich umfasst die Präzisierung des Auftrags und dessen 
Definition durch die deutschen Bundesländer selbst. Wie im rechts-
wissenschaftlichen hintergrundteil aufgezeigt wurde, haben die Mit-
gliedstaaten bei dieser frage einen grossen ermessensspielraum. 
Die Kommission kann in diesem Bereich nur aufgrund offensichtlicher 
fehler tätig werden. im vorliegenden fall bemängelte die Kommis-
sion die fehlende Präzisierung des öffentlichen Auftrags in Deutsch-
land, insbesondere in Bezug auf neue Mediendienste. Deutschland 
versprach184 seine gesetzlichen Vorschriften zu präzisieren und ins-
künftig neue oder veränderte digitale Angebote zu überprüfen. Mit 
dieser Massnahme stellte Deutschland sicher, dass die öffentlich-
rechtlichen Anbieter über genügend spielraum verfügen, um sich 
über neue und bestehende Medienkanäle inhaltlich entfalten zu kön-
nen.  Dies ermöglicht es ihnen ihre informations- und Kontrollfunktion 
nicht nur über die klassische rundfunktechnologie wahrzunehmen, 
sondern auch auf neue Medien zurückzugreifen. trotzdem könnte 
man die vorgenommene Überprüfung als potenzielle einschränkung 
der rolle der Medien als Vierte Gewalt sehen, da diese bezüglich 
neuer Medien ihre unabhängigkeit vom staat teilweise verlieren.
Der zweite für die vorliegende fragestellung bedeutende Aspekt des 
überarbeiteten Leistungsauftrags ist jedoch, dass die deutschen Bun-
desländer zusammen mit der Kommission einen Weg gefunden ha-
ben, um die durch die transparenzrichtlinie erforderliche trennung 
von kommerziellen und öffentlich-rechtlichen tätigkeiten umzusetzen, 
ohne dadurch ebenfalls auf inhaltlicher ebene zwischen den beiden 
Programmaspekten zu differenzieren. im vorliegenden fall legten die 
184 K(2007) 1761 endg. vom 24.04.2007, rn 327f, s. 73.
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beiden Parteien fest, dass mit kommerziellen tätigkeiten „Werbung 
und sponsoring, Verwertungsaktivitäten, Merchandising, Produkti-
onstöchter sowie die Vermietung von sendestandorten“185 gemeint 
sind. Diese tätigkeiten sind klar benannt und können deutlich von in-
haltlichen Aspekten getrennt werden. Denn eine inhaltliche trennung 
von kommerziellen und öffentlich-rechtlich Programminhalten ist ge-
mäss der im rechtswissenschaftlichen teil erwähnten rundfunkmit-
teilung der Kommission aus dem Jahr 2001, nicht notwendig.186

Wie BecK/MÜnGer ausführen, wäre eine inhaltliche trennung von 
DAWi und kommerziellen interesse auch kaum realisierbar.187 Die 
Ausführungen der Autoren decken sich mit der Begründung der Kom-
mission, dass nicht nur informations- und Aufklärungsformate, son-
dern auch rein unterhaltende Angebote dazu dienen können den öf-
fentlichen Auftrag zu erfüllen. 
Das vorliegende fallbeispiel erbringt den erkenntnisgewinn, dass die 
Kommission keineswegs als Programmkontrolleur auftritt. Vielmehr 
beschränkt sie sich gemäss ihren gegebenen Kompetenzen auf fra-
gen, die den handel und Wettbewerb in der union beeinträchtigen 
können. Das fallbeispiel macht deutlich, dass die inhaltliche ebene 
durch die medienpolitischen Massnahmen nicht direkt tangiert wird. 
Andererseits liegt es an den Mitgliedstaaten dafür zu sorgen, dass 
die erforderlichen Massnahmen tatsächlich keine unbeabsichtigten 
Auswirkungen auf die informations- und Kontrollfunktion der Medien 
haben. Das Verhalten Deutschlands zeigt, dass den Mitgliedstaaten 
hierbei ein genügend grosser spielraum eingeräumt wird, um ent-
sprechende Vorkehrungen zu treffen. Durch die Ausgliederung der 
kommerziellen tätigkeiten in rechtlich selbstständige tochtergesell-
schaften wird zudem nicht nur für die staatsinternen Kontrollstellen, 
sondern auch gegenüber den Gebührenzahlern vermehrt transpa-
renz über den öffentlichen Auftrag geschaffen.

185 K(2007) 1761 endg. vom 24.04.2007, rn 342, s. 76.
186 ABl. eG nr. c 320 vom 15.11.2001, rn 33, s. 8.
187 Beck/Münger (2003), s. 251.
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Zusammenfassend kann deshalb festgehalten werden, dass die Me-
dienpolitik der eu sehr wohl zu inhaltlichen Veränderungen bei den 
betroffenen Medien führen kann. Das fallbeispiel macht jedoch deut-
lich, dass sich die Einflussnahme der EU dabei auf die finanzielle 
struktur der betroffenen unternehmen beschränkt und das Ausmass 
der inhaltlichen Auswirkungen von der individuellen umsetzung der 
Massnahmen durch die Mitgliedstaaten abhängt.

IV. Diskussion

im vorliegenden Diskussionsteil wird auf Grundlage der gewonnenen 
erkenntnisse aus dem hintergrundteil versucht, die fragestellung der 
vorliegenden Arbeit zu beantworten. Darauf aufbauend wird in einem 
weiteren schritt die vorherrschende Kritik an der Medienpolitik der eu 
seitens verschiedener Akteure erneut aufgegriffen und im Kontext der 
fragestellung erörtert. Die daraus erarbeiteten feststellungen bilden 
die Grundlage, um in einer erweiterten Perspektive den allgemeinen 
stand des öffentlich-rechtlichen rundfunks in der europäischen uni-
on zu analysieren.
im abschliessenden Abschnitt der Diskussion wird schliesslich mit 
hilfe dreier integrationstheorien versucht, die entwicklung der Medi-
enpolitik und das Verhalten der beteiligten Akteure zu erklären.

1. Erkenntnisgewinn

in der vorliegenden Arbeit wurde die Vierte Gewalt als eine durch die 
Medien ausgeübte Informations- und Kontrollfunktion definiert. Durch 
die Versorgung aller Akteure mit informationen und durch die kriti-
sche Auseinandersetzung, sowie die neutrale Ausübung der beiden 
funktionen wird den Medien diese normative funktion zugewiesen. 
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Gemäss strOhMeier sollen die Medien als „[...] intersubjektive 
und unabhängige Wachinstanzen fungieren.“188 Als neutrale Wäch-
ter sollen sie aufgrund ihrer unabhängigkeit und  ihrer Objektivität 
Kontrolle ausüben. es muss in diesem Zusammenhang aber kritisch 
hinterfragt werden, ob die Medien diesem „neutralitätsanspruch“189 
gerecht werden können. eine absolut neutrale Position scheint durch 
die redaktionelle Ausrichtung und das eigene wirtschaftliche Denken 
bereits verunmöglicht.190 Diese fehlende Objektivität und unvoreinge-
nommene Kontrolle wird in der theorie auch als Grund dafür aufge-
führt, dass der Begriff der Vierten Gewalt im Kontext der Kontrollfunk-
tion der Medien problematisch ist. Diese Kritik ist für die vorliegende 
Arbeit insofern relevant, als dass sie aufzeigt, dass eine Veränderung 
der finanziellen Anreizstruktur indirekt die Informations- und Kontroll-
funktion der Medien beeinflussen kann, indem sie das wirtschaftliche 
Denken der Akteure verändert. 
Deshalb ist es bei der Analyse der fragestellung wichtig, zwischen 
direkten und indirekten Einflüssen der Medienpolitik der EU zu unter-
scheiden. 
Den stärksten direkten Einfluss auf die Rolle der Medien als Vierte 
Gewalt hatten die frühere fernsehrichtlinie und die daraus folgende 
AVMD-richtlinie. so stellen die darin enthaltenen Werbungsbestim-
mungen, der Kinder- und Jugendschutz sowie auch das recht auf 
Gegendarstellung Punkte dar, welche die Programminhalte der sen-
der zu gewissen Standards verpflichten. Diese Bestimmungen tangie-
ren die informations- und Kontrollfunktion der Medien allerdings nur 
in oberflächlicher Weise. Wie die Definition der beiden Funktionen im 
einleitenden theorieteil festhält, schränken derartige rahmenbedin-
gungen für die Berichterstattung und für die Wiedergabe von inhalten 
die beiden funktionen nicht in einem Masse ein, das die rolle der 
188 strohmeier (2004), s. 90.
189 Bergsdorf (1980), s. 89.
190 siehe für weitere Ausführungen: Gerhart von Graevenitz et al. (hrsg.) (1999): 
Vierte Gewalt? Medien und Medienkontrolle, 16. Baden-Württemberg-Kolloquium, 
uVK-Medien, Konstanz.
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Medien als Vierte Gewalt in frage stellen würde.
Während auf inhaltlicher ebene nur eine schwache direkte Verände-
rung der rolle der Medien als informations- und Kontrollgewalt fest-
gestellt werden kann, so wurde im hintergrundteil der vorliegenden 
Arbeit aufgezeigt, dass die Medienpolitik der eu auf einer marktwirt-
schaftlichen ebene durchaus zu einem Wandel der Medien geführt 
hat. Diese Veränderungen, beispielsweise bei der finanzierung des 
öffentlich-rechtlichen rundfunks, können einen eingriff in die wirt-
schaftlichen Anreizstrukturen darstellen und so die rolle der Medien 
als Vierte Gewalt grundlegend beeinflussen. Die Analyse dieses indi-
rekten Kanals ist deshalb für die Beantwortung der fragestellung von 
grosser Bedeutung. 
Durch die fernsehrichtlinie und ihre Überarbeitungen wurden anfäng-
lich der rundfunk und später auch weitere audiovisuelle Medien als 
Dienstleistungen in den Binnenmarkt der union integriert. Die recht-
sprechung des euGh - besonders im Altmark-entscheid - wie auch 
die transparenzrichtlinie ermöglichten ab den 2000er-Jahren eine 
weitere Präzisierung der medienpolitischen Kompetenzen der union. 
Zusammen bildeten sie die Grundlage für ein konkretes Vorgehen der 
Kommission bei Beschwerden über die finanzierung des öffentlich-
rechtlichen rundfunks und beinhalteten gleichsam Vorgaben über die 
Gestaltung einer vertragskonformen finanzierung des öffentlichen 
Auftrags. Dabei stellt besonders die transparenzrichtlinie eine wich-
tige rechtsgrundlage dar, aufgrund derer sich die Marktsituation des 
rundfunks änderte. Durch die Aufteilung der Buchhaltung in kommer-
zielle tätigkeiten und in solche des öffentlichen Auftrags sowie die 
dadurch bedingte Gründung von tochtergesellschaften in einigen 
Mitgliedstaaten, haben sich die struktur und die Wettbewerbsbedin-
gungen des rundfunkmarktes nachhaltig verändert. so bestehen 
klare regeln im Wettbewerb zwischen den öffentlich-rechtlichen und 
privaten Anbietern. Zudem führte die rundfunkpolitik der Kommissi-
on dazu, dass die Mitgliedstaaten nicht nur die finanzierung an sich, 
sondern auch den Leistungsauftrag der öffentlich-rechtlichen Anstal-
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ten genügend präzise formulieren mussten, so dass die öffentlich-
rechtlichen rundfunksysteme mit dem unionsrecht vereinbar waren. 
Das fallbeispiel Deutschland hat gezeigt, dass die erwähnten rechts-
grundlagen sowie die rechtsprechung des euGh von der Kommissi-
on als Präzisionsinstrumente eingesetzt werden können, um den ihr 
zustehenden Kompetenzbereich des Wettbewerbs zu regeln. Dass 
sich die Kommission vor allem auf die Präzisierung des Leistungs-
auftrags und die finanzierung beschränkt und die inhaltliche ebene 
weitestgehend den Mitgliedstaaten überlässt, wurde bereits in der 
erwähnten rundfunkmitteilung aus dem Jahr 2001 deutlich.191 Wie 
das fallbeispiel illustriert, liegt es bei der umsetzung der erforder-
lichen Massnahmen im Zuständigkeitsbereich der Mitgliedstaaten 
dafür zu sorgen, dass diese zu keiner Veränderung der informations- 
und Kontrollfunktion des öffentlich-rechtlichen rundfunks führt. Den 
Mitgliedstaaten ist es also weiterhin möglich den Leistungsauftrag 
der öffentlich-rechtlichen rundfunkanbieter selbst festzulegen. Die 
Verträge sowie die ständige rechtsprechung des euGh geben den 
Mitgliedstaaten dabei weiterhin die notwendigen freiheiten, um den 
Leistungsauftrag so zu gestalten, dass er die rolle der Medien als 
Vierte Gewalt nur minim tangiert. es ist anhand dieser erkenntnis der 
These DÖRRS192 recht zu geben, dass die Kommission und damit 
die eu, bezogen auf den öffentlich-rechtlichen rundfunk, in einem 
begrenzten Masse wirken. 
Deshalb kann als erkenntnis festgehalten werden, dass die eu in ih-
rer Medienpolitik auf marktwirtschaftlicher ebene durchaus Verände-
rungen bewirkte, die das Potenzial besitzen indirekt einen inhaltlichen 
Einfluss auszuüben. 

191 ABl. eG nr. c 320 vom 15.11.2001, rn 33, s. 8.
192 Dörr (1998), s. 36.



63

2. Erörterung der Kritik an der Medienpolitik der Eu

Wie eingangs der Arbeit erwähnt, sind nicht alleine die erkenntnisse 
darüber interessant, ob durch die Medienpolitik der eu eine Verän-
derung der rolle der Medien als Vierte Gewalt beobachtet werden 
kann. ebenso ist es wichtig, die erarbeiteten erkenntnisse kritisch 
zu diskutieren, um darauf aufbauend die Medienpolitik der eu ana-
lysieren und erklären zu können. im hintergrundteil wurde mehrmals 
angesprochen, dass die Medienpolitik der eu seitens verschiedener 
Akteure kritisiert wurde. Der folgende Abschnitt wird deshalb die bei-
den zentralen Kritikpunkte unter Berücksichtigung der gewonnenen 
erkenntnisse erörtern und diskutieren.
Bei der Bearbeitung des politikwissenschaftlichen teils wurde deutlich, 
dass die Medienpolitik der eu wiederholt durch die Mitgliedstaaten 
kritisiert wurde. Dabei wurde der eu die Kompetenz zur regulierung 
abgesprochen und mehrmals die Befürchtung geäussert, dass sich 
die eu über eine zu weitreichende Medienpolitik zum Programmkon-
trolleur aufschwingen könnte. Die fallbeispiele zeigen aber auf, dass 
sich diese Befürchtungen bislang nicht bewahrheitet haben. Vielmehr 
ist eine entwicklung der eu-Medienpolitik weg vom anfänglichen in-
tegrationsgedanken, hin zu einem ausschliesslich marktwirtschaftlich 
begründeten Vorgehen zu beobachten. Diese entwicklung wurde im 
Abschnitt über die entstehung der Medienpolitik der eu deutlich.193 
Projekte wie eurikon oder europa tV wurden bereits wieder nach kur-
zer Zeit eingestellt. Die Medienpolitik der eu richtete ihren fokus in 
der folge weg von europäischen integrationsprojekten und verstärkte 
stattdessen ihre Bemühungen, den grenzüberschreitenden rundfunk 
als Dienstleistung in den Binnenmarkt zu integrieren. BecK/MÜn-
GER schliessen sich in ihrer Studie der These DÖRRS194 an, dass der 
schrittweisen eingrenzung der Medienpolitik der eu aber nicht prag-
193 holtz-Bacha (2006), s. 72f.
194 Dieter Dörr (1998): „Die öffentlich-rechtliche Rundfunkfinanzierung und die 
Vorgaben des eG-Vertrages.“ in: Arbeitspapiere des instituts für rundfunkökonomie 
an der universität zu Köln, heft 94, Köln, s. 36.
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matische Überlegungen zu Grunde lagen, sondern diese vielmehr als 
ergebnis der erweiterung des Primärrechts durch den Amsterdamer 
Vertrag verstanden werden muss.195 Mit dem Amsterdamer Protokoll 
verblieb der EU gemäss DÖRR „[...] lediglich die Befugnis, nationale 
Bestimmungen, die den funktionsbereich des öffentlich-rechtlichen 
rundfunk betreffen, auf erhebliche Beeinträchtigung der handels- 
und Wettbewerbsbedingungen zu überprüfen.“196. Die These DÖRRS 
erscheint einleuchtend, da sie die Motivation hinter den rundfunk-
mitteil-ungen der Kommission aus den Jahren 2001 und 2009 sowie 
die dazu gehörenden Beihilfeverfahren über die finanzierung des 
öffentlich-rechtlichen rundfunks in einen gemeinsamen Kontext zu 
setzen vermag. sowohl die Mitteilungen als auch die Beihilfeverfah-
ren hatten zum Ziel die verbleibenden Kompetenzen im medienpoliti-
schen Bereich zu regulieren. Als Grundlage für die regulierung dien-
ten dabei einerseits die transparenzrichtlinie und andererseits die 
AVMD-richtlinie. so präzisiert die transparenzrichtlinie die frage der 
finanzierung von DAWi, während durch die AVMD-richtlinie neue 
audiovisuelle Medien als Dienstleistungen in den Binnenmarkt inte-
griert wurden. Wie die Bearbeitung der fallbeispiele zeigte, ist aus 
der Anwendung der transparenzrichtlinie keine direkte Verbindung 
zu inhaltlichen Veränderungen des öffentlich-rechtlichen rundfunks 
abzuleiten. Allerdings gilt es festzuhalten, dass die finanzierungsfra-
ge trotz der vorhandenen rechtsgrundlagen nicht vollends geklärt ist. 
Der nOs-fall veranschaulicht, dass bei der frage der finanzierung 
zwischen den Mitgliedstaaten und der eu nach wie vor eine Differenz 
besteht.
Die erkenntnisse zeigen auf, dass sich die Befürchtungen der Mit-
gliedstaaten nicht bewahrheitet haben und sich die eu bislang auf 
ihre verbleibenden Kompetenzen beschränkte und keine eigentliche 
programmgestaltende rolle einnahm. Der Kritik, dass die Medien-
politik der eu als Kompetenzüberschreitung aufzufassen ist, kann 

195 Beck/Münger (2003), s. 243.
196 Dörr (1998), s. 36.
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deshalb angesichts der gewonnen erkenntnisse nicht zugestimmt 
werden.
Der zweite zentrale Kritikpunkt lässt sich beispielhaft an der these 
hOLtZ-BAchAs illustrieren, die in der entwicklung der eu-Medien-
politik einen Konflikt beobachtet, bei dem ökonomische Interessen 
kulturelle fragen zunehmend in den hintergrund drängen.197 Be-
trachtet man die verschiedenen Akteure der eu, so fällt auf, dass 
besonders der WsA und das europäische Parlament wiederholt und 
beinahe von Beginn an auf die Bedeutung der kulturellen Aspekte der 
Medien hingewiesen haben. Der Dialog zwischen den eu-Organen 
verdeutlicht die tatsache, dass die Medienpolitik von Anfang an ein 
umstrittenes Politikfeld der eu war und dabei besonders die kultu-
rellen interessen der Mitgliedstaaten mit den binnenmarktbezogenen 
Bestrebungen der union kollidierten. Dabei hat sich die Medienpoli-
tik der eu - wie bereits im vorangegangen Kritikpunkt erwähnt - im 
Verlaufe der Zeit immer mehr in eine marktwirtschaftliche richtung 
entwickelt. Wie jedoch die Diskussion der fallbeispiele sowie der hin-
tergrundteil der Arbeit aufzeigte, war diese entwicklung nicht alleine 
auf das scheitern früherer integrationsprojekte zurückzuführen, son-
dern stellte auch angesichts der entwicklung des eu-rechts der ver-
bleibende handlungs- und Kompetenzrahmen der eu dar. in diesem 
sinne kann nicht von einer bewussten Vernachlässigung kultureller 
Aspekte gesprochen werden, da die Kultur als Kompetenz stets bei 
den Mitgliedstaaten verblieb.
Dennoch darf die kulturelle frage nicht derart einfach zurückgewie-
sen werden. Denn wie die erkenntnisse aus den fallbeispielen zei-
gen, können marktwirtschaftliche Massnahmen durchaus auf indirek-
te Weise die Anreize und Dynamik der Medienunternehmen in einer 
Weise verändern, die auf ihre kulturelle und gesellschaftlich rolle ei-
nen Einfluss ausüben könnten. 
197 siehe holtz-Bacha (18.07.2006): „europa und der öffentlich-rechtliche rundfunk. 
Ein Konflikt zwischen Kultur und Ökonomie.“ In: Medienheft, Dossier 25, S. 5. URL: 
http://www.medienheft.ch/dossier/bibliothek/d25_holtz-Bachachristina.html (Aufruf: 
17.05.2012).
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Der Kritik der Autorin an der Medienpolitik der eu ist deshalb nur be-
schränkt zu zustimmen. Der Verweis auf kulturelle Aspekte ist durch-
aus legitim und die erkenntnisse der vorliegenden Arbeit verweisen 
auf die Möglichkeit, dass marktwirtschaftliche Massnahmen indirekte 
Auswirkungen auf die rolle der Medien als Vierte Gewalt haben kön-
nen. es wäre aber anhand der vorliegenden erkenntnisse vermessen 

- wie die Autorin - von einem eigentlichen Konflikt zwischen Kultur 
und Ökonomie zu sprechen. Denn die Bearbeitung der Fragestellung 
zeigte klar auf, dass die EU eine Medienpolitik anstrebt, die spezifi-
sche Aspekte der finanzierung und der Beauftragung des öffentlich-
rechtlichen rundfunks regelt, aber gleichzeitig den Mitgliedstaaten 
ausreichend handlungsspielraum überlässt, um auf inhaltliche und 
kulturell relevante Aspekte rücksicht nehmen zu können.

3. stand des öffentlich-rechtlichen rundfunks in der Eu

Wie das fallbeispiel nOs verdeutlicht, sind längst nicht alle fragen 
betreffend des öffentlich-rechtlichen rundfunks innerhalb der eu ge-
klärt. Zwar beinhaltete der Kompromiss zwischen Deutschland und 
der Kommission nicht nur für den deutschen rundfunk, sondern auch 
für die rundfunksysteme weiterer Mitgliedstaaten der eu eine Klärung 
lang debattierter streitpunkte, er stellt aber dennoch keine Generallö-
sung dar. Aufgrund der unterschiedlichen und teilweise komplexen fi-
nanzierungs- und unternehmensstrukturen der öffentlich-rechtlichen 
rundfunkanstalten besteht eu-weit weiterhin handlungsbedarf, um 
die finanzierung aller öffentlich-rechtlicher sender eu-konform zu 
gestalten. eine mögliche Lösung wäre ein einheitliches und klar vor-
geschriebenes unternehmens- und finanzierungsmodell der öffent-
lich-rechtlichen sender, welches durch alle Mitgliedstaaten umgesetzt 
wird. ein derartiges eu-Modell würde die notwendige rechtssicher-
heit schaffen und zudem die Wettbewerbssituation für alle Marktteil-
nehmer im unionsraum gleich gestalten. Wird die umsetzung der 
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transparenzrichtlinie im fallbeispiel Deutschland betrachtet, so wird 
ersichtlich, dass die Aufteilung kommerzieller tätigkeiten in separate 
tochtergesellschaften den streitpunkt der finanzierung nicht vollends 
lösen kann, da die Mischfinanzierung bestehen bleibt. Zwar wird im 
Kompromiss die Werbung und das sponsoring explizit als eine kom-
merzielle tätigkeit genannt198, die inskünftig durch eine eigenständige 
tochtergesellschaft durchgeführt wird. rein kommerzielle inhalte und 
Werbung stellen aber weiterhin einen teil des sendeinhalts dar.
Diesem Punkt könnte entgegen gehalten werden, dass eine solche 
Durchmischung von inhalten seitens der eu explizit gestattet ist.199 
Zudem wird auch in der fachliteratur auf den umstand verwiesen, 
dass ohne unterhaltungsangebote keine ausreichende Publikums-
bindung stattfinden würde und somit auch Beiträge im Rahmen des 
öffentlichen Auftrags weniger Beachtung finden würden. Folglich sei 
eine Aufteilung von kommerziellen und allgemeinen inhalten nicht 
sinnvoll und in ihrer umsetzung auch kaum realisierbar.200 Dieser 
einwand ist allerdings nur bedingt nachzuvollziehen, da die British 
Broadcasting corporation (BBc) gerade diese Aufteilung in deutli-
cherem Masse als andere öffentlich-rechtliche rundfunkanstalten 
erfolgreich praktiziert. Die BBc besitzt sowohl öffentlich-rechtliche 
als auch kommerzielle Programme. Der unterschied besteht darin, 
dass die öffentlich-rechtlichen Programme gebührenfinanziert sind 
und nur zum teil aus kommerziellen tätigkeiten, wie beispielsweise 
Merchandising, mitgetragen werden.201 ferner wird bei den öffentlich-
rechtlichen Programmen keine Werbung geschaltet.
Wird die eingangs der Diskussion erwähnte Kritik strOhMeiers202 
berücksichtigt, dass die Medien aufgrund ihres eigenen wirtschaft-
198 K(2007) 1761 endg. vom 24.04.2007, rn 342, s. 76.
199 ABl. eG nr. c 320 vom 15.11.2001, rn 33, s. 8.
200 hierbei wird argumentiert, dass zahlreiche sendungen sowohl eine informations- 
als auch eine unterhaltungsfunktion besitzen und somit nicht klar einer Kategorie 
zugeordnet werden können. siehe Beck/Münger (2003), s. 250f.
201 siehe urL: http://www.bbc.co.uk/aboutthebbc/insidethebbc/whatwedo/commer- 
cialbusiness/ (Aufruf: 27.07.2012).
202 strohmeier (2004), s. 90.
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lichen Denkens ihre notwendige unabhängigkeit und Objektivität 
verlieren könnten, so scheint eine klarere Abgrenzung der kommer-
ziellen inhalte bei öffentlich-rechtlichen sendern erstrebenswert. 
eine derartige trennung der sendeinhalte würde die redaktionel-
le unabhängigkeit des senders und folglich seine rolle als Vier-
te Gewalt stärken. Der sender stünde in keinen möglicherweise 
kompromittierenden Beziehungen zu Werbekunden und wäre 
aufgrund seiner rein über Gebühren finanzierten Inhalte lediglich 
den Gebührenzahlern verpflichtet. Folgt man den Definitionen von 
PuPPis und strOhMeier über die Vierte Gewalt und die damit 
verbundenen Aufgaben der Medien, so erscheint diese durch die 
BBc bereits angewendete Aufteilung der inhalte durchaus sinnvoll.
Diese von der theorie abgeleitete forderung eines reinen Gebühren-
modells ist allerdings nicht neu, sondern wurde bereits zu Zeiten der 
EG als mögliche Alternative zur bis heute bestehenden Mischfinan-
zierung propagiert. eine Betrachtung der Gründe für das scheitern 
des damaligen Vorhabens erklärt möglicherweise, weshalb auch in 
Zukunft kein eu-weites Gebührenmodell eingeführt werden wird. Wie 
bereits in Abschnitt i, 1.2.3. über die harmonisierungsbestrebungen 
der Kommission festgehalten, wurde 1998 durch die Generaldirek-
tion iV ein Diskussionspapier über die finanzierung des öffentlich-
rechtlichen rundfunks lanciert. Das Papier enthielt drei Vorschläge 
zur Finanzierung: rein über Gebühren finanziert, mischfinanziert oder 
mittels einer öffentlichen Ausschreibung des Leistungsauftrags. Die 
einführung eines eu-weiten regulierungsmodells des öffentlich-
rechtlichen rundfunks scheiterte jedoch nicht alleine aufgrund der 
mangelnden unterstützung des Vorhabens durch die Kommission. 
für die Mitgliedstaaten beinhaltete das Diskussionspapier der Ge-
neraldirektion iV aufgrund seiner inhaltlichen Programmvorschriften 
Punkte, die diese als einschränkung ihrer Kompetenzen betrachte-
te.203 So sollten mischfinanzierte Anstalten Sport- und Unterhaltungs-
angebote nur rein über Werbung finanzieren werden, damit diese den 
203 siehe holtz-Bacha (2006), s. 235f.
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privaten Anbietern gleichgestellt waren. nach Auffassung der Kom-
mission stellten diese sendeinhalte keinen Bestandteil des öffentli-
chen Auftrags dar. Diese inhaltlichen Vorgaben des öffentlich-rechtli-
chen Leistungsauftrags wurden durch die Mitgliedstaaten wegen des 
weitreichenden eingriffs in ihren Kompetenzbereich abgelehnt. Die 
Kommission verzichtete in der folge auf eine Weiterführung der Dis-
kussion.
Wie die Bearbeitung der thematik zeigte, wird der umfang des öf-
fentlich-rechtlichen Leistungsauftrags mittlerweile weniger restrik-
tiv betrachtet.204 Allerdings ist unter Berücksichtigung der anhaltend 
unterschiedlichen Auffassungen der eu und der Mitgliedstaaten zur 
finanzierung des öffentlich-rechtlichen rundfunks nicht davon aus-
zugehen, dass die Mitgliedstaaten einer einschränkung ihrer durch 
das Protokoll von Amsterdam gegebenen Kompetenz einwilligen wür-
den. Zudem betonte die Kommission in ihrer „Mitteilung über die An-
wendung der Vorschriften über staatliche Beihilfen auf den öffentlich-
rechtlichen rundfunk“205, dass die Definition des Leistungsauftrags 
bei den Mitgliedstaaten liegt. Aufgrund dieser tatsachen kann die 
schlussfolgerung gezogen werden, dass die einführung eines BBc-
ähnlichen Modells nur seitens der Mitgliedstaaten erfolgen kann.
interessanterweise hat in den letzten Jahren in verschiedenen Mit-
gliedstaaten eine Entwicklung weg von einer Mischfinanzierung, hin 
zu einem steuerlichen einnahmesystem stattgefunden. Als erster 
Mitgliedstaat führte spanien im september 2009 ein neues steuer- 
und Abgabesystem ein, das die corporación de radio y televisión 
Española (RTVE) finanziert.206 Dabei müssen kommerzielle sender 
3 Prozent, Pay-tV sender 1,5 Prozent und Anbieter elektronischer 
Kommunikationsdienste 0,9 Prozent ihrer einnahmen zur finan-
204 siehe Anmerkung nr. 187.
205 ABl. eu nr. c 257 vom 27.10.2009, rn 44f, s. 7.
206 christian M. Bron (2010): „finanzierung und Überwachung öffentlich-rechtlicher 
Angebote. europa rechtliche Maßgaben und aktuelle nationale entwicklungen 
in Bezug auf die wirtschaftliche und inhaltliche Leistungskontrolle.“ in: irisplus, 
Ausgabe 2010-4, s. 18, urL: http://www.obs.coe.int/oea_publ/iris/iris_plus/
iplus4LA_2010.pdf.de (Aufruf: 28.07.2012).
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zierung der rtVe beisteuern. Weiter wurde durch das Gesetz die 
rundfunkgebühr in spanien abgeschafft und die rtVe darf seither 
keine Werbung mehr ausstrahlen.207 Wie der Mitteilung der Kommis-
sion zu entnehmen ist, hat diese aufgrund der fehlenden Notifizierung 
seitens spaniens eine untersuchung aufgrund von neu gewährten, 
staatlichen Beihilfen eingeleitet. 208 in ihrer Pressemitteilung zur ein-
geleiteten untersuchung teilte die Wettbewerbskommissarin neelie 
Kroes mit, dass:

„spain‘s choice to place greater emphasis on rtVe‘s public service 
mission as part of the reform of public service broadcasters is in line 
with the policy of media plurality which the european union supports 
and has the advantage of significantly reducing the risk of anticompe-
titive spill-overs between public and commercial activities. the com-
mission has therefore no problem with abolishing commercials in pu-
blic TV, but we have to look into the way this reform is financed.“209

es wird interessant sein zu sehen, ob die Kommission die finanzie-
rung der rtVe über steuern mit eu-recht für vereinbar hält und wel-
che signalwirkung der entscheid für reformen in anderen Mitglied-
staaten haben könnte.
in frankreich wurde im Jahre 2010 ein ähnliches finanzierungsmo-
dell für den öffentlich-rechtlichen rundfunk eingeführt. nebst einer 
jährlichen Gebühr (contribution à l’audiovisuel public), die durch die 
haushalte geleistet wird, müssen die privaten Anbieter neu eine Wer-
besteuer von 1,5 bis 3 Prozent entrichten. Zusätzlich dient eine steu-
er für die Betreiber elektronischer Kommunikation von 0,9 Prozent 
als weitere finanzierungsquelle des öffentlich-rechtlichen rundfunks 

207 ebd.
208 c38/2009 (ex nn 58/2009) spain - new tax based funding system for public 
broadcasting in spain vom 02.12.2009, urL: http://ec.europa.eu/competition/el- 
ojade/isef/case_details. cfm?proc_code=3_sA_29148 (Aufruf: 28.07.2012).
209 Pressemitteilung der Kommission iP/09/1861 vom 02.12.2009.
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in frankreich.210 Analog zu spanien hat die Kommission auch im 
Falle Frankreichs eine offizielle Untersuchung des neuen Finanzie-
rungsmodells eingeleitet. in ihrer Pressemitteilung hielt die Kommis-
sion fest, dass im Falle Frankreich ebenfalls eine Prüfung stattfinden 
muss, da durch die neuen Abgaben die Gefahr einer Überkompensa-
tion bestehe.211

im Kontext der vorliegenden fragestellung stellen diese neuen fi-
nanzierungsmodelle frankreichs und spaniens eine interessante 
entwicklung dar. einerseits verunmöglichen die neuen Modelle eine 
gewichtige Einflussnahme durch Werbekunden und sonstige wirt-
schaftliche Anreize, da Werbung und sämtliche kommerziellen inhal-
te wegfallen. in diesem sinne kann der Aussage Kroes zugestimmt 
werden, dass die Massnahme den Medienpluralismus stärkt und 
öffentlich-rechtliche Anbieter nicht länger von Werbegeldern abhän-
gig sind. es stellt sich aber andererseits die frage, ob eine solche 
Massnahme tatsächlich zu einer stärkung der informations- und Kon-
trollfunktion führt. Wie BrOn in seinem Beitrag zur thematik ausführt, 
entstehen dadurch möglicherweise problematische interdepenzen.212 
Weil der öffentlich-rechtliche Rundfunk durch Steuern finanziert wird, 
ist er staatlichen Beschlüssen stärker ausgeliefert. Die gebotene 
staatsferne, die in der theorie über die Vierte Gewalt ein elementarer 
Bestandteil darstellt, kann dadurch verloren gehen. Dieser umstand 
offenbart den Vorteil des BBc-Modells, welches dank der Gebüh-
renfinanzierung keinen Verlust der Staatsferne kennt. Ein weiterer 
Vorteil des Gebührensystems nach BrOn ist, dass die finanzierung 
durch unabhängige stellen nach dem tatsächlichen Bedarf berechnet 
wird.213 Dies verunmöglicht die situation, dass dem öffentlich-recht-
liche rundfunk aufgrund der Lage des staatshaushalts Zuwendun-
gen gestrichen werden. Ein solches Szenario könnte zu finanziellen 
Einbussen führen, die einen erheblichen Einfluss auf die Qualität der 
210 Bron (2010), s. 14f.
211 Pressemitteilung der Kommission iP/09/1264 vom 01.09.2009.
212 Bron (2010), s. 26.
213 Bron (2010), s. 26.
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information- und Kontrollfunktion haben könnten.214

Angesichts dieser Kritikpunkte an den neuen finanzierungsmodel-
len wird deutlich, dass nicht nur die ausstehenden entscheide der 
Kommission, sondern auch die damit verbundenen Auswirkungen auf 
die öffentlich-rechtlichen Medien in den betroffenen Mitgliedstaaten 
einen erheblichen Einfluss auf die zukünftige Rolle der Medien als 
Vierte Gewalt innerhalb der eu haben können. 

4. Erklärungsversuche

im abschliessenden teil der vorliegenden Diskussion wird mittels 
eines rückgriffs auf die theorie des historischen institutionalismus 
versucht, die entwicklung der Medienpolitik der eu sowie die damit 
verbundene Kritik seitens der Mitgliedstaaten zu erklären. Mit seinem 
Aufsatz the Path to european integration: A historical institutionalist 
Analysis215 übernahm PiersOn 1996 eine theorie der internationa-
len Beziehungen und wendete diese auf die europäische integration 
an. es soll in der folge nicht nur dargelegt werden, weshalb sich der 
historische institutionalismus als Ansatz für die vorliegende thematik 
anbietet, sondern ebenfalls aufgezeigt werden, inwiefern die theorie 
das Verhalten der Akteure im medienpolitischen Prozess zu erklären 
vermag.
Wie die gewonnenen erkenntnisse darlegen, hatte die Medienpolitik 
der eu sowohl direkt als auch über den indirekten Kanal bislang in 
beschränktem Masse Einfluss auf die Rolle der Medien als Vierte 
Gewalt. Betrachtet man jedoch die gesamthaften Auswirkungen der 
Medienpolitik der eu, so ist festzustellen, dass die eu mittels ihrer 
marktwirtschaftlichen Kompetenzen teilweise bedeutende Verände-
rungen der medienökonomischen und -politischen strukturen in den 
214 es ist bei diesem Punkt BrOns allerdings einzuwenden, dass diese Problematik 
mittels zweckgebundener Abgaben gelöst werden könnte.
215 Paul Pierson (1996): „the Path to european integration. A historical institutionalist 
Analysis. in: comparative Political studies“, Vol. 29, Bd. 2, s. 123- 163.
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Mitgliedstaaten bewirkte. ein Aspekt, der sich bei der geschichtli-
chen Aufarbeitung wie ein roter faden durch die thematik zog, war 
die vorherrschende skepsis und Kritik der Mitgliedstaaten an den 
medienpolitischen Vorstössen der eu. Blickt man genauer auf das 
handeln der Mitgliedstaaten, so ist der stete Versuch zu erkennen, 
über den politischen Prozess Kontrolle und Kompetenzen in einem 
neuen Politikbereich der eu zurückzugewinnen. interessanterweise 
offenbarte sich dieser Verlust an Kontrolle den Mitgliedstaaten nicht 
unmittelbar, sondern erst im Verlaufe des politischen Prozesses. Bei-
de erkenntnisse decken sich mit den grundlegenden Annahmen des 
historischen institutionalismus nach PiersOn.216

Wendet man die theorie des historischen institutionalismus auf die 
Medienpolitik der eu an, so lässt sich eine reihe von ereignissen 
identifizieren, die mit Hilfe der Thesen von PIERSON möglicherweise 
erklärt werden können. 
Der sacchi-entscheid des euGh stellte die Grundlage für weitere 
medienpolitische Vorstösse der Gemeinschaft dar. Welche Auswir-
kungen die integration des rundfunks in den Bereich der Dienstleis-
tungen auf die mitgliedstaatliche Medienpolitik haben würde, konnte 
zum diesem Zeitpunkt kaum vorhergesehen werden. so verfügte der 
rundfunkmarkt Mitte der 1970er Jahre noch nicht über eine duale 
Struktur, welche in der Folge einen bedeutenden Einfluss auf den 
medienpolitischen Prozess der mitgliedstaatlichen und europäischen 
ebene hatte. Das fehlen privater Mitbewerber zum Zeitpunkt des 
sacchi-entscheids erschwerte es den Mitgliedstaaten abzuschätzen, 
welche Auswirkungen die Auslegung der öffentlich-rechtlichen rund-
funkanstalten als unternehmen im sinne des Gemeinschaftsrechts 
haben würde. 
Am Anfang der Medienpolitik der eu stand demnach ein spill-over-
effekt, ausgelöst durch die Auslegung des euGh. Wie De BLOis 
217 in seiner Lehrmeinung zum Bond van Adverteerders-entscheid 

216 siehe Pierson (1996), s. 124 u. 127.
217 siehe Anmerkung nr. 110.
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festhielt, stellte diese Auslegung des euGh kaum ein beabsichtig-
tes politisches Ziel der Verfasser des eWG-Vertrags dar. Die Aufar-
beitung der thematik zeigte, dass sich die Medienpolitik ausgehend 
vom rundfunk zu einem umfassenden sachgebiet der heutigen eu 
entwickelte. in der entstehung der Medienpolitik der eu sind dabei 
durchaus Parallelen zu anderen Politikbereichen zu finden, die - wie 
die Medienpolitik - aus den Verträgen heraus gewachsen sind. so 
stellen die umwelt- und sozialpolitik beispielsweise Gebiete dar, die 
nicht von Beginn an Bestandteil des Vertragswerks waren, sich aber 
daraus entwickelt haben und heutzutage bedeutende Aufgabenge-
biete der union darstellen. 
Wie GOetscheL zur sozialen Dimension des europäischen integ-
rationsprozess festhält, „[...] schwebte den Gründervätern in Bezug 
auf die sozialpolitik wenig bis nichts vor.“218 Durch die zunehmen-
de Vertiefung der integration wurden im Verlaufe der Zeit aber auch 
sozialpolitische fragen zum Gegenstand der union.219 Das Beispiel 
der sozialpolitik zeigt, dass Massnahmen im sinne des Gemeinsa-
men Markts nicht alleine ökonomische Auswirkungen haben müssen, 
sondern auf indirekte Weise auch weitere Politikfelder beeinflussen 
können.220

Obwohl bereits im Vorfeld der fernsehrichtlinie kritische stimmen laut 
wurden, ergriffen die Mitgliedstaaten erst mit dem Protokoll von Ams-
terdam Gegensteuer, um den handlungs- und Kompetenzrahmen der 
eu-institutionen in der frage der finanzierung des öffentlich-rechtli-
chen rundfunks zu begrenzen.221 Auf den ersten Blick könnte gemäss 
der theorie des intergouvernementalismus die schlussfolgerung 
218 Laurent Goetschel (2012): soziale ungleichheit in der europäischen union. 
Zwischen Markt und solidarität. in: ueli Mäder (hrsg.): soziale ungleichheit - vom 
Konflikt zur Kooperation, Gesowip Verlag, Basel, S. 2.
219 für eine ausführliche Darstellung des spillover-effekts in der sozialpolitik siehe 
Pierson (1996), s. 148-156.
220 Goetschel (2011), s. 8f.
221 nebst dem Protokoll hatte die einführung des so genannten „Kulturartikels“ 
(Art. 167 AeuV) sowie des Artikels über DAWi (Art. 14 AeuV) Bedeutung für den 
handlungsrahmen der eG.
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nahe liegen, dass die Mitgliedstaaten trotz der zunehmenden Ver-
tiefung der integration weiterhin die Zügel in der hand hielten. Denn 
durch ihre Kompetenz die Verträge der union zu verfassen, können 
sie auch die Kompetenzen der einzelnen eu-Organe erweitern oder 
einschränken. Betrachtet man allerdings die vorhergehende als auch 
die darauf folgende entwicklung der Medienpolitik der eu, so kann 
der intergouvernementalen Perspektive nur beschränkt recht gege-
ben werden. so realisierten die Mitgliedstaaten erst im Verlaufe der 
1990er Jahre durch die ersten Beschwerden privater rundfunkanbie-
ter über die finanzierung des öffentlich-rechtlichen rundfunks, dass 
die entscheidungskompetenz in derartigen sachfragen aufgrund feh-
lender Kompetenzschranken bei den verantwortlichen eu-institutio-
nen lag. Weiter muss darauf verwiesen werden, dass das genannte 
Protokoll nicht den Mitgliedstaaten die alleinige entscheidungskom-
petenz zuwies, sondern es sich hierbei um eine begrenzte Kompe-
tenz handelte. es bestand demnach sowohl zu Beginn der Medien-
politik der eu als auch im weiteren Verlauf keine situation, in der die 
Mitgliedstaaten alleine den Kurs des politischen Prozess bestimmen 
konnten. Vielmehr kann anhand der gewonnenen erkenntnisse von 
einer wechselseitigen Einflussnahme und Kontrolle beider Akteurs-
gruppen gesprochen werden. Diese feststellung deckt sich mit der 
Aussage PiersOns, dass „[...] the power of the member states in 
this polity is not merely pooled but increasingly constrained.“222 Diese 
erkenntnis lässt sich auch im fallbeispiel Kommission vs. Deutsch-
land wiederfinden. Zwar überlässt das Protokoll von Amsterdam die 
finanzierungsfrage des öffentlich-rechtlichen rundfunks den Mit-
gliedstaaten. Wie das Vorgehen der Kommission bei den genannten 
Beschwerden privater Anbieter aber zeigte, sind den mitgliedstaatli-
chen Kompetenzen sowohl durch das eu-recht als auch durch die 
rechtsprechung des euGh Grenzen gesetzt. 
Wie im vorangegangenen Abschnitt der Diskussion erwähnt, scheint 
diese wechselseitige Kontrolle und eingrenzung der Kompetenzen 
222 Pierson (1996), s. 158.
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auch bei zukünftigen fragen zur finanzierung des öffentlich-rechtli-
chen rundfunks  zuzutreffen. Die Mitgliedstaaten spanien und frank-
reich können aufgrund des Protokolls von Amsterdam die finanzie-
rung des öffentlich-rechtlichen rundfunks neu regeln. es obliegt aber 
in der folge der Kommission diese neue finanzierungsmodelle auf 
Vereinbarkeit mit eu-recht zu überprüfen und falls nötig ausstehen-
de streitpunkte durch den euGh auslegen zu lassen.
Der historische institutionalismus bietet ein theoretisches Gebilde, 
welches die Beweggründe und entwicklungen der Medienpolitik der 
eu zu erklären vermag. Allerdings gilt es aufgrund des zeitlichen ele-
ments der theorie auch bestimmte Vorbehalte zu äussern. Die Me-
dienpolitik der eu kann im Vergleich zu anderen Politikbereichen der 
eu als jüngeres Aufgabengebiet bezeichnet werden. Aufgrund dieser 
tatsache umfasst die Medienpolitik der eu einen Zeitraum, der noch 
nicht derart viele politische Prozesse umfasst, so dass mit sicherheit 
auf langfristige trends geschlossen werden könnte. Die theorie des 
historischen institutionalismus kann vor allem über grössere Zeiträu-
me die entwicklung der europäischen integration erklären. Ob die 
Geschichte der Medienpolitik der eu selbst über einen genügenden 
grossen Zeitraum verfügt, ist diskutabel. Die Diskussion möglicher 
erklärungsversuche verdeutlicht allerdings, dass die theorie des in-
tergouvernementalismus 223 keine zufriedenstellende Alternative zum 
historischen institutionalismus darstellt.
in Anbetracht der erkenntnis, dass die eu-institutionen eine prägen-
de rolle in der entwicklung der Medienpolitik der eu spielten, könnte 
die theorie des neofunktionalismus als erklärungsmodell herbeige-
zogen werden. 
Der neofunktionalismus greift ebenfalls auf den Begriff des spill-
overs zurück und ist in dieser Beziehung in der nähe des historischen 
institutionalismus anzusiedeln. er weist den institutionen jedoch 
eine bedeutendere rolle im Prozess der europäischen integration 
223 Diese Aussage bezieht sich ebenfalls auf den durch MOrAVcsiK begründeten 
liberalen intergouvernementalismus, da die erweiterung des theoriebegriffs die rolle 
der nationalstaaten als souveräne Lenker der europäischen integration beibehielt.
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zu. Betrachtet man vor allem die Anfänge der Medienpolitik der eu, 
so kann durchaus von einem durch die institutionen angetriebenen 
Prozess gesprochen werden. Der euGh und später die Kommissi-
on und das europäische Parlament waren entscheidende Akteure 
für die entwicklung des Politikfelds. Aus neofunktionalistischer sicht 
könnte demnach die einordnung des rundfunks als Dienstleistung 
durch den euGh und die danach folgende herausbildung einer euro-
päischen rundfunkpolitik und späteren Medienpolitik, als funktionaler 
spill-over bezeichnet werden.
Wie jedoch die Bearbeitung der fragestellung zeigte, nahmen die 
Mitgliedstaaten in prägender Weise Einfluss auf die Entwicklung der 
Medienpolitik der eu. so ist dem Protokoll von Amsterdam nicht ein-
zig ein „klarstellender charakter“224 zuzuordnen, sondern kann in An-
lehnung an die Feststellung DÖRRS225 auch als Korsett aufgefasst 
werden, welches den Kompetenzrahmen der eu nach den Vorstel-
lungen der Mitgliedstaaten schnürte. 
so wie der intergouvernementalismus also nicht vollends das Verhal-
ten der Mitgliedstaaten zu erklären vermag, lassen sich auch beim 
neofunktionalismus schwachstellen im erklärungsvermögen feststel-
len. Angesichts dieser theoretischen Auseinandersetzung erscheint 
der verwendete erklärungsversuch mit hilfe des historischen insti-
tutionalismus in präziserer und kohärenterer Weise die erarbeiteten 
erkenntnisse einordnen zu können.

V. Fazit

Die Medienpolitik der eu hat sich in den vergangenen Jahren stetig 
weiterentwickelt und technologischen neuerungen angepasst. Wäh-
rend zu Beginn vor allem der europäische integrationsgedanke im 

224 siehe Anmerkung nr. 83.
225 siehe Anmerkung nr. 192.
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Vordergrund stand, hat sich der fokus in der folge vermehrt auf die 
marktwirtschaftliche integration des grenzüberschreitenden rund-
funks in den Binnenmarkt gerichtet. sowohl in der einführung als 
auch im hintergrundteil der vorliegenden Arbeit wurden stimmen zi-
tiert, die den integrationsbestrebungen der eu skeptisch gegenüber 
standen. Die Mitgliedstaaten sahen die teilweise weitgehenden Pläne 
in der Medienpolitik der eu als möglichen eingriff in ihre kulturellen 
Kompetenzen. in Bezug auf diese vorherrschende Kritik, dass insbe-
sondere die öffentlich-rechtlichen Medien durch die Liberalisierungs-
pläne der eu in ihrem Wirken als Kulturträger und in ihrer funktion 
als informations- und Kontrollmedium eingeschränkt werden, wurde 
in der vorliegenden Arbeit die fragestellung untersucht:
inwiefern führt die Medienpolitik der eu zu einer Veränderung der 
rolle der Medien als Vierte Gewalt im demokratischen system der 
Mitgliedstaaten?
Zur Beantwortung dieser frage wurde ein interdisziplinärer Ansatz 
verfolgt, bei dem sowohl politikwissenschaftlichen als auch rechtswis-
senschaftlichen Aspekten der thematik rechnung getragen wurde. 
im politikwissenschaftlichen hintergrundteil wurde die Vierte Gewalt 
als die Informations- und Kontrollfunktion der Medien definiert und die 
entwicklung der Medienpolitik der eu im historischen Kontext erläu-
tert. hierbei wurde vor allem die erwähnte Verschiebung des fokus 
der Medienpolitik von kultureller integration zu rein marktwirtschaftli-
chen integrationszielen hervorgehoben.
Analog zum politikwissenschaftlichen teil wurden im rechtswissen-
schaftlichen Abschnitt in chronologischer reihenfolge die primär- und 
sekundärrechtlichen Grundlagen sowie die dazu gehörende recht-
sprechung des euGh behandelt. Die rechtliche Bearbeitung der the-
matik zeigte auf, dass sich im Zuge der medienpolitischen Vorstösse 
der eu auch die rechtliche ebene stetig weiterentwickelte. Dabei leg-
te der euGh nicht nur den Grundstein für die Medienpolitik der eu, 
sondern war aufgrund des Altmark-entscheids auch prägend für die 
zukünftige Vorgehensweise der Kommission in der Bearbeitung von 
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Beschwerden über die finanzierung des öffentlich-rechtlichen rund-
funks.
Die auf dem hintergrundteil aufbauende untersuchung zweier fall-
beispiele und die anschliessende Diskussion der fragestellung zeig-
ten auf, dass die Medienpolitik der eu nur in beschränktem Masse 
direkt auf die rolle der Medien als Vierte Gewalt einwirkte. Die frühe-
re richtlinie „fernsehen ohne Grenzen“ und heutige AVMD-richtlinie 
hält zwar fest, dass die sender einen Mindestanteil an europäischen 
Werken ausstrahlen müssen, in welchem umfang Werbung betrieben 
werden darf, wie Minderjährige geschützt werden sollen und dass 
natürliche und juristische Personen ein recht auf Gegendarstellung 
ausüben können. Diese Bestimmungen können aber nicht als eigent-
lichen eingriff in die informations- und Kontrollfunktion der Medien 
betrachtet werden, da sie auf oberflächliche Weise den durch die ein-
zelnen Mitgliedstaaten formulierten Leistungsauftrag tangieren oder 
teilweise lediglich bereits existierende nationale Bestimmungen auf 
gemeinschaftsrechtlicher ebene festhalten. Aufgrund dieser äusserst 
marginalen Wirkung der Medienpolitik der eu auf die mitgliedstaatli-
chen Medien muss deshalb festgestellt werden, dass in direkter Wei-
se nicht von einer eigentlichen Veränderung ihrer rolle als Vierte Ge-
walt gesprochen werden kann.
Während auf direkter Weise beinahe keine Veränderung festgestellt 
werden kann, so hat die untersuchung der fallbeispiele aufgezeigt, 
dass auf indirektem Wege durchaus Möglichkeiten für die eu beste-
hen, in bedeutenderer Weise auf die inhaltliche ebene der Medien zu 
wirken. es darf hierbei aber nicht von einer intendierten Wirkung sei-
tens der eu gesprochen werden. Vielmehr veranschaulichen die er-
kenntnisse der fallbeispiele, dass eingriffe in die unternehmerische 
struktur sowie die dadurch verbundenen Auswirkungen auf die mit-
gliedstaatliche Medienpolitik ebenfalls die ökonomischen Anreizstruk-
turen verändern können. Die eingangs der Diskussion erwähnte Kritik 
226 am Begriff der Vierten Gewalt durch strOhMeier und BerG-
226 siehe Anmerkungen nr. 188 u. 189.
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sDOrf erinnert daran, dass es sich bei Medien nicht um selbstlose 
Akteure handelt, die ihrer für die Demokratie bedeutenden funktion 
nachkommen, sondern dass ihr Wirken von wirtschaftlichem Den-
ken geprägt ist. Veränderungen, wie diese beispielsweise durch die 
transparenzrichtlinie hervorgerufen werden, können insbesondere 
die ökonomischen Anreizstrukturen der Medienunternehmen verän-
dern. Dabei darf nicht nur an die privaten Anbieter gedacht werden, 
die sich ausschliesslich über kommerzielle Mittel finanzieren. Auf-
grund ihrer Mischfinanzierung verfügen die meisten öffentlich-rechtli-
chen Anbieter über dieselben Anreizstrukturen - auch wenn diese we-
gen den Gebühreneinnahmen weniger stark wiegen als bei privaten 
unternehmen. 
Die durch die Diskussion der fragestellung erarbeiteten erkenntnis-
se demonstrieren, dass die finanzierung der Medien sehr eng mit der 
fragestellung der Arbeit verbunden ist. Bislang hat die Medienpolitik 
der eu aber auch über den indirekten Kanal nicht in einer Weise ge-
wirkt, dass von einer bedeutenden Veränderung der rolle der Medi-
en als Vierte Gewalt gesprochen werden kann. Dies kann auf zwei 
Gründe zurückgeführt werden. erstens hat beispielsweise das fall-
beispiel Kommission vs. Deutschland aufgezeigt, dass den Mitglied-
staaten aufgrund ihrer Kompetenz den Leistungsauftrag festzulegen 
genügend handlungsspielraum verbleibt, um eine indirekte Wirkung 
auf die informations- und Kontrollfunktion der Medien zu vermeiden. 
Zweitens gilt es festzuhalten, dass eine Vielzahl von Beschwerden 
über die finanzierung des öffentlich-rechtlichen rundfunks noch 
nicht abgeschlossen sind, da eine entscheidung durch den euGh 
noch ausstehend ist. 227 Die einführung neuer finanzierungsmodelle 
in spanien und frankreich verdeutlicht zudem die schwierigkeit, in 
abschliessender Weise den indirekten Kanal beurteilen zu können, 
da nicht nur entscheidungen seitens der Kommission und des euGh 
ausstehen, sondern auch die dadurch bewirkten längerfristigen ent-

227 siehe rs. t-674/11 tV2/Danmark gegen europäische Kommission, Klage 
eingereicht am 30. Dezember 2011.
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wicklungen nicht absehbar sind.
Welche schlussfolgerungen lassen sich abschliessend aus der Bear-
beitung der fragestellung ziehen?
Die entwicklung der Medienpolitik der eu illustriert wie ausgehend 
von der Dienstleistungsfreiheit mittels eines funktionalen spill-overs 
ein neuer Politikbereich durch die union erschlossen wurde. Die in-
tegration des rundfunks als Dienstleistung in den Binnenmarkt der 
eu kann aber nicht als ende des spill-over-effekts bezeichnet wer-
den. stand am Anfang auf rechtlicher seite der Dienstleistungsas-
pekt und auf politischer seite das kulturelle integrationspotenzial des 
rundfunks im Vordergrund, so verlagerten sich die schwerpunkte im 
Verlaufe der 1990er Jahre zunehmend. Das eu-Wettbewerbsrecht, 
Beschwerden über die finanzierung des öffentlich-rechtlichen rund-
funks und die durch den Vertrag von Amsterdam erfolgten primär-
rechtlichen entwicklungen zeigen auf, dass sich die Medienpolitik der 
eu auf weitere rechts- und Politikgebiete ausgeweitet hat. 
Aufgrund dieser engen Verflechtung zwischen der rechtlichen und po-
litischen ebene wird deutlich, dass das feld der Medienpolitik weitrei-
chend und umfassend ist und die fokussierung auf einzelne Aspek-
te der thematik nicht ausreicht, um Medienpolitik zu betreiben. Die 
forderung nach einer ganzheitlichen Betrachtung des Politikfeldes 
lässt sich nicht nur durch die beobachtbare interaktion der rechtli-
chen und politischen ebene begründen, sondern stellt im Zuge des 
digitalen Zeitalters und der damit verbundenen technologischen ent-
wicklung eine erfordernis an die eu und die Mitgliedstaaten dar. Die-
se schlussfolgerung unterstreicht die erkenntnis der fragestellung, 
dass die union trotz ihres zugewiesenen Kompetenzbereichs die 
fortbildung ihrer Medienpolitik mit der gebotenen rücksichtnahme 
auf die rolle der Medien als Vierte Gewalt ausüben sollte.
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